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EDITORIAL/076: Wetter-, gegen-, widerwärtig (SB)





Wochendruckausgabe 76 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
03.03.2018
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Wetter-, gegen-, widerwärtig

Neben vielen anderen gewiß wichtigen Themen der jeweils letzten
Stunden des Tages oder der zu erwartenden Wochen wird der Mensch von
hochengagiertem Geschwätz über das Wetter in Verbindung mit seinen
Be- und Empfindlichkeiten zu entsprechend beiläufigem Wortwechsel oder
gar zur Dauerkonversation veranlaßt. So sehr sich auch ein jeder
gerade darüber beschwert, bietet sich doch kaum leichter die Chance
und die Gelegenheit, als eben über den Wetterschwatz doch zu
ausgiebigeren Informationen und zum Worttausch zu gelangen.

Das gezählte, gemessene und analysierte Datenmaterial seriöser
Meteorologie und Wetterwissenschaft bietet sicher nachhaltig
überprüfbare Anhaltspunkte zu Spitzen und Senken rekordnaher oder
durchschnittlicher Wetterereignisse und wird der Komplexität und
Deutungsproblematik aller damit verbundener Phänomene durch Reduktion
und Konzentration wesentlich gerechter, als es das verlegentliche
Geschwätz zum Thema auch nur vermuten ließe.

Gefühlte Kälte, Hitze, Trockenheit oder Nässe räumen da per se von
Anbeginn eine lediglich indifferente und kaum allgemeingültige
Treffsicherheit der Wetterempfindsamkeit ein, stellen jedoch im selben
Atemzug auf das mithin umfangreichste und in seinen physiologischen
und chemischen Dispositionen komplexeste Meßkonglomerat ab, das die
Natur zu bieten hat, denn welche Quecksilber- oder welche Alkoholsäule
wäre gleichzeitig zu derart vielen unterschiedlichen Meßleistungen und
Zuordnungen in diesem Umfang mehr in der Lage als die Biologie eines
Lebewesens?

Konnten und mußten sich nicht schon die Lebewesen und Tiere unserer
Vorgeschichte, gestützt auf ihren Wetterinstinkt und ihr
diesbezügliches Bewußtsein, mit der Konsequenz mehr oder weniger
erfolgreicher Fluchten vor den gewaltigen Naturkatastrophen und
Wettereinbrüchen schützen?

So sollte doch jener mißachteten Wetterfühligkeit des ach so
geschwätzigen Menschen zu Gunsten unserer Nachdenklichkeit
gegebenenfalls mehr abzugewinnen sein als bloßer Zeitvertreib und
Konversation.

Schattenblick-Redaktion


2. März 2018
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MUMIA/875: »Good ol' boys« (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 896

»Good ol' boys«

In Trumps Welt zählen keine Schwarzen,

keine Latinos, keine Araber, keine Frauen

von Mumia Abu-Jamal, Februr 2018



Als Donald Trump in der vergangenen Woche öffentlich sein Bedauern darüber
äußerte, dass einer seiner führenden Mitarbeiter im Weißen Haus von seinem
Posten zurücktreten musste, nachdem zwei seiner Exfrauen ihn beschuldigt
hatten, sie misshandelt zu haben, brach ein Sturm der Entrüstung über den
US-Präsidenten herein. Viele Frauen warfen Trump vor, seinen Angestellten
zu verteidigen, statt die häusliche Gewalt zu thematisieren, unter der
dessen Exfrauen zu leiden hatten. Trump hatte sich in diesem Zusammenhang
zur Kritik an der wachsenden »#Me«-Bewegung verstiegen, mit der viele
Frauen in den letzten Monaten häusliche Gewalt und sexuelle Übergriffe
öffentlich gemacht und im ganzen Land dagegen protestiert hatten. Trump
dazu in einem Tweet: »Da wird die Existenz von Leuten durch bloße
Behauptungen zerschlagen und zerstört.«

Die einzige Überraschung an dieser Geschichte war, dass überhaupt jemand
von Trumps Verhalten überrascht war. Das ist vor allem nach dem Debakel um
den republikanischen US-Richter Roy Moore nicht zu verstehen, der im
vergangenen Herbst von Trump und anderen Größen der Republikanischen Partei
bei seiner Kandidatur für den Senatorensitz des Südstaats Alabama im
Kongress weiter gestützt wurde, obwohl er nach öffentlichen Vorwürfen
seiner ehemaligen Opfer wegen seines »Lolita-Komplexes«, also seinem
besessenen Verlangen nach kleinen Mädchen, in der öffentlichen Kritik
stand.

Trumps politisches Programm sieht so aus, dass er die Vereinigten Staaten
von Amerika irgendwie wieder in das gesellschaftliche Klima der 1950er
Jahre zurückversetzen will. Damals ertrugen »Neger« ihre Unterdrückung
schweigend, Frauen waren fügsam, und Latinos aus Mexiko und Puerto Rico
wussten noch, wo ihr Platz in der Gesellschaft war. Dieser Fiebertraum
einer »Zurück in die Zukunft«-Reality-Show steht im Mittelpunkt der
»schönen neuen Trump-Welt«, wie sie sich Autor Aldous Huxley nicht besser
hätte ausdenken können. Wer sich, wie Trump, die Welt neu erschafft wie sie
ihm gefällt, muss vor allem die Lehren der realen Geschichte ignorieren und
sie als Imitation der vermeintlich »guten alten Zeit« neu schreiben.

Es stimmt, das ist verrückt, aber was wir heute erleben, ist kein
Sonderfall. Es gab schon andere Zeiten, in denen die Vereinigten Staaten
austickten. Nehmen wir zum Beispiel die Raserei der Kriegstreiber nach den
Anschlägen vom 11. September 2001. Es folgte ein Krieg gegen jedermann, der
angeblich notwendig war, um die sich ausbreitende Terrorangst wieder in den
Griff zu bekommen. Krieg gegen den Irak: abgehakt! Krieg gegen Afghanistan:
längst abgehakt! Krieg, um die »besorgte amerikanische Seele« zu beruhigen.

In Trumps Welt zählen Schwarze nicht. Latinos? Zählen nicht! Araber? Zählen
nicht! Frauen? Nein, auch die zählen nicht! Nicht mal die weißen Frauen!
Ja, es ist die Zeit der »good ol' boys« vom Schlage der Trump & Co.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 42 vom 19. Februar 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2018 
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NEWSLETTER/186: Bremer Friedensforum 2 vom 1. März 2018


Newsletter Bremer Friedensforum 2 vom 1. März 2018



Inhalt heute:

Bevorstehende Veranstaltungen - (weitere im Terminkalender unten)

01. Abdallah Frangi in Bremen: Ein Diplomaten-Leben für Palästina

02. Karin Leukefeld in Bremen: Krieg in Syrien

03. Mahnwache zum Bundeswehrempfang in der Bremischen Bürgerschaft

04. Ostermarsch in Bremen: Alarmstufe rot für den Planeten Erde

Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

05. Abrüsten statt aufrüsten - bitte Aufruf unterstützen

06. Aufruf "Gegen eine neue Rüstungsspirale: Abrüstung jetzt!" des DGB
Nord

07. Friedenspolitische Forderungen 2018

08. Bremer Friedensforum im Netz

09. Aus dem Terminkalender

10. In eigener Sache


BEVORSTEHENDE VERANSTALTUNGEN (weitere im Terminkalender
unten)

1. Abdallah Frangi in Bremen: Ein Diplomaten-Leben für Palästina


Bremen. Minister Abdallah Frangi war Generaldelegierter Palästinas in der
BRD, Gouverneur von GAZA, Berater von Arafat und aktuell Abbas. Abdullah
Frangi spricht am Dienstag, 6. März, um 19.30 Uhr auf einer Veranstaltung
im Bremer Überseemuseum. Frangi ist u.a. Preisträger des Osnabrücker
Friedenspreises. Abdallah Frangi spricht auf Deutsch. Sein Thema: Die
aktuelle politisch, wirtschaftliche und soziale Situation und
Entwicklungschancen in Palästina aus "erster Hand".

Veranstaltet von: Deutsch-Palästinensische Gesellschaft Bremen e.V.,
Israelisches Komitee gegen Hauszerstörung (ICAHD), AK Nahost Bremen, Bremer
Friedensforum, Bremer Informationszentrum für Menschenrechte und
Entwicklung (biz), Kairos Palästina Solidaritätsnetz Gruppe Bremen.


2. Karin Leukefeld in Bremen

Bremen. Karin Leukefeld spricht am Montag, 19. März, um 19.30 Uhr in der
Villa Ichon, Goetheplatz 4, in Bremen zum Thema: "Krieg in Syrien: Wie kann
er beendet werden und wie kann eine Nachkriegsordnung aussehen?" Die
Journalistin Karin Leukefeld ist Nahostexpertin und kennt die Situation in
Syrien von vielen Aufenthalten dort, auch in 2018. In Gesprächen mit vielen
Oppositionellen, die allerdings die militärische Konfliktlösung ablehnen,
hat sie Vorschläge für eine friedliche, laizistische Zukunft Syriens kennen
gelernt. Wenn jemand aktuell berichtet, dann Karin Leukefeld.


3. Bremer Friedensforum sieht Bundeswehrempfang in der Bremischen
Bürgerschaft kritisch

Bremen. Der Empfang der Bundeswehr - seit 1997 als Neujahrsempfang im
Bremer Rathaus durchgeführt - soll in diesem Jahr am Dienstag, 27. März, in
der Bremischen Bürgerschaft stattfinden. Das Bremer Friedensforum lädt zu
einer Mahnwache um 12 Uhr auf dem Marktplatz ein. Siehe auch [1].


4. Ostermarsch in Bremen: Alarmstufe Rot für den Planeten Erde


Bremen/Bonn: Die auch in diesem Jahr stattfindenden Ostermärsche der
Friedensbewegung sollen ein Zeichen für "Abrüsten statt aufrüsten" setzen,
gegen die aktuellen Kriege und Konflikteskalation. Auch in Bremen wollen
wir demonstrativ deutlich machen, dass die beabsichtigte Ausweitung des
Kriegsgeschehens - und der deutschen Beteiligung daran - nicht
unwidersprochen hingenommen wird. Die neue Regierung in Berlin sollte
endlich die Friedensfrage aufgreifen und sich gegen Kriege und
Waffenlieferungen für Frieden, Abrüstung und eine neue Entspannungspolitik
einsetzen. Dafür sollen die Ostermärsche in diesem Jahr Druck machen. Der
Ostermarsch in Bremen beginnt am Samstag, 31. März, um 11 Uhr mit einer
Auftaktkundgebung am Hauptbahnhof. Nach der Demonstration durch die
Innenstadt findet um 12 Uhr die Kundgebung auf dem Marktplatz statt.

Download-Postkarte:

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Ostermarsch2018-2-WEB.pdf

Link zum Ostermarsch-Terminkalender bundesweit:

https://www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch


BERICHTE/INTERVIEWS/ERKLÄRUNGEN/INITIATIVEN

5. Abrüsten statt aufrüsten - bitte Aufruf unterstützen


Bremen/Berlin. Der Aufruf "abrüsten statt aufrüsten" wird getragen von
besorgten Menschen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen, über
Partei- und sonstigen Grenzen hinweg. Die Initiative will viele Menschen
erreichen, die selbst tätig werden und andere dazu anregen, Menschen aus
der Friedensbewegung, wie auch aus anderen sozialen Bewegungen. Deshalb
starten wir online und offline mit einer breiten Unterschriftensammlung
unter diesem Aufruf, vielleicht wird daraus eine größere Bewegung für den
Frieden. Helft mit, diesem Appell zu einem Zeichen des Aufbruches und des
Protestes gegen Militarisierung und Aufrüstung zu machen.

Unterstützt bitte den Aufruf, unterzeichnet ihn, sammelt selbst. Macht auf
den Appell aufmerksam. Lasst uns gemeinsam die Chance nutzen.

Mitmachen, weitere Informationen und Listen zum Sammeln auf der
Webseite:

http://www.abruesten.jetzt


6. Aufruf "Gegen eine neue Rüstungsspirale: Abrüstung jetzt!" des
DGB Nord 

Bremen. Auf ihrer Bezirkskonferenz haben die im DGB zusammen geschlossenen
Gewerkschaften des Bezirks Nord (Schleswig-Holstein, Hamburg und
Mecklenburg-Vorpommern) einen Aufruf "Gegen eine neue Rüstungsspirale:
Abrüstung jetzt!" beschlossen, der jetzt nach einem Beschluss des
Landesbezirksvorstandes auch als offizieller DGB - Flyer vorliegt. Das
kommt gerade rechtzeitig zur Vorbereitung und Durchführung der
Ostermärsche, der Kundgebungen zum 1. Mai und zu vielen anderen Anlässen,
wo wir Gewerkschafter*innen und Friedensaktivist*innen ihn massenhaft
verteilen sollten.

Den Aufruf finden wir so gut, dass wir ihn auch auf unserer Website
veröffentlicht haben [2].


7. Friedenspolitische Forderungen 2018

Bremen/Kassel. Auch für das Jahr 2018 hat der Bundesausschuss
Friedensratschlag, in dem das Bremer Friedensforum mitarbeitet, wieder
friedenspolitische Forderungen erarbeitet. Wegen der Selbstbeschränkung auf
eine Länge von vier DIN-A-4-Seiten mussten Prioritäten gesetzt werden. Die
zentrale und durchgehende Aktion 2018 ist für uns die Verbreitung des
Appells "Abrüsten statt Aufrüsten!", verbunden mit der Bitte: Sammelt
darunter Unterschriften [3].


8. BREMER FRIEDENSFORUM IM NETZ

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


9. WICHTIGE TERMINE

• 6. März, 19.30 Uhr, Bremen, Übersee-Museum, Minister Abdallah
Frangi: "Ein Diplomatenleben für Palästina. Die aktuelle politische,
wirtschaftliche und soziale Situation und Entwicklungschancen in Palästina
aus "erster Hand" (Abdallah Frangi war Generaldelegierter Palästinas in der
BRD, Gouverneur von GAZA, Berater von Yassir Arafat und aktuell Abbas)
Frangi ist auch u.a. Preisträger des Osnabrücker Friedenspreisees. Der
Vortrag wird auf Deutsch gehalten! Veranstaltet von:
Deutsch-Palästinensische Gesellschaft Bremen e.V., Israelisches Komitee
gegen Hauszerstörung (ICAHD), AK Nahost Bremen, Bremer Friedensforum,
Bremer Informationszentrum für Menschenrechte und Entwicklung (biz), Kairos
Palästina Solidaritätsnetz Gruppe Bremen.

• 8. März, 19.30 Uhr, Bremen, Villa Ichon, Goetheplatz 4, "Keinesfalls
den Chinesen überlassen - der neue Wettlauf um Afrika", Veranstaltung mit
Jörg Kronauer (Sozialwissenschaftler und Journalist). Weitere
Einzelheiten:

www.masch-bremen.de

• 11. März, 15 Uhr, Bremen, Nachbarschaftshaus "Helene Kaisen", Beim
Ohlenhof 10, "Die Waffen nieder - Frauen im Kampf für den Frieden", Vortrag
Barbara Heller (Bremer Friedensforum) bei der Veranstaltung der DKP Bremen
zum Internationalen Frauentag

• 15. März, in der Zeit von 12:30 bis 14:00 Uhr, vor dem lettischen
Honorarkonsulat, Allerkai 4 in 28309 Bremen, Protest gegen den Aufmarsch
der lettischen Legion der Waffen-SS in Riga am folgenden Tag und Übergabe
einen Protestbriefs an den Honorarkonsul, Lutz Peper, in dem wir ihn
bitten, in seiner Funktion als Honorarkonsul der Republik Lettland seinen
Einfluss und seine Kontakte in Lettland zu nutzen und sowohl gegen die
Ehrung an sich als auch gegen die wahrscheinliche Verhaftung und
Behinderung von VVN- Mitgliedern Stellung zu nehmen. Wir beabsichtigen
Fotomaterial über die Verbrechen lettischer SS-Einheiten während des
Zweiten Weltkriegs, ein großformatiges Transparent und Protestplakate zu
halten. Raimund Gaebelein (Landesvorsitzender VVN-BdA Bremen, Telefon
6163215 oder 0176/49865184

• 15. und 22. März sowie 5. und 19. April, jeweils 19.30 bis 21.00
Uhr, Bremen, Gemeindezentrum Zion (Neustadt), Kornstr.31, Telefon 
696656-09, vier Gesprächsabende unter dem Motto "Wege aus der Gewalt": "Es
verschlägt mir manchmal die Sprache, mit welcher Energie man heute meint,
Konflikte und Probleme mit Gewalt lösen zu können. In der Verteidigungs-
und Sicherheitspolitik wird aufgerüstet. Aber auch im Lebensalltag ist
Gewaltbereitschaft gegenwärtig. Die Gewaltspirale dreht sich. Der
amerikanische Theologe Walter Wink spricht vom "Mythos der erlösenden
Gewalt", den es zu durchschauen und zu überwinden gilt. Wink will uns die
Augen öffnen für die in die Irre führenden spirituellen/geistigen Mächte,
die uns in Beschlag nehmen. Befreiend und gegen den Strich werden die
biblischen Reden Jesu und seine Praxis neu gehört und interpretiert. So
bleibt die Gewalt als heutige "herrschende Religion unserer Gesellschaft"
nicht (!) alternativlos. Ermutigend und erfrischend werden Wege aus der
Gewalt aufgezeigt. Grundlage sind ausgewählte kurze Abschnitte aus dem Buch
Winks "Verwandlung der Mächte. Eine Theologie der Gewaltfreiheit" (2014).
Auf die gemeinsamen Treffen und Erkenntnisse freut sich Friedrich Scherrer,
Pastor i.R. (Telefon 381419)". Um Anmeldung bis Anfang März wird gebeten!

• 19. März, 19.30 Uhr, Bremen, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Karin
Leukefeld spricht zum Thema "Krieg in Syrien - wie kann er beendet werden
und wie kann eine Nachkriegsordnung aussehen?", Veranstalter: Bremer
Friedensforum

• Sonntag, 25. März, 15 bis 17 Uhr , Bremen, Bürgerhaus
Weserterrassen, Fest des Friedens zur Tag-und-Nachtgleiche im Frühling;
neben einer kurzen Meditation, Texten zum Thema Frieden und Gesängen aus
den Kulturen gibt es einen musikalischen Beitrag von Dieter Weische auf
seiner Shakuhachi (japanische Bambusflöte).

http://www.menschendesweges.de

• 27. März, Bremen, 12 Uhr, vor dem Haus der Bremischen Bürgerschaft,
Mahnwache zum Bundeswehr-Empfang in der Bürgerschaft

• 31. März, 11 Uhr, Bremen, Hauptbahnhof, 
Ostermarsch-Auftaktkundgebung mit Dr. Lars Pohlmeier (IPPNW/ICAN) und Mizgin Ciftci
(OHZ), 12 Uhr Kundgebung Marktplatz, mit Doris Achelwilm, MdB, Die Linke,
Arno Gottschalk, MdBB (SPD), Barbara Heller (Bremer Friedensforum) und
Willy Schwarz (Kulturprogramm)

• 21. Juni, 19 Uhr, Bremen, Zentralbibliothek Am Wall, Prof. Dr. Jörg
Wollenberg, "Die andere Erinnerung, Spurensicherung eines widerständigen
Grenzgängers", Vorstellung Band 2 des Buchprojekts "Krieg der Erinnerungen,
Von Ahrensbök über New York nach Auschwitz und zurück", mit Madjid Mohit
(Verleger Sujet Verlag), Dr. Karl-Heinz Roth (Bremer Stiftung für
Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts) und Norbert Schepers 
(Rosa-Luxemburg-Initiative Bremen)

• 6. August, 12 bis 13 Uhr, Bremen, Marktplatz, Mahnwache zum 73.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki

www.bremerfriedensforum.de

• 31. August, 18 Uhr, Bremen, DGB-Haus, Veranstaltung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall

• 1. September, 12 Uhr, Bremen, Marktplatz, Kundgebung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall

Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm


10. IN EIGENER SACHE

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Anmerkungen:

[1]

https://www.weser-kurier.de/bremen/bremen-stadt_artikel,-kritik-an-neujahrsempfang-der-bundeswehr-_arid,1699608.html

https://www.bremerfriedensforum.de/962/press/Bremer-Friedensforum-sieht-Bundeswehrempfang-in-der-Bremischen-Buergerschaft-kritisch/

[2]

https://www.bremerfriedensforum.de/964/aktuelles/Kriegspraevention-statt-MilitaereinsaetzeVerzicht-auf-GewaltKooperation-statt-KonfrontationGegen-eine-neue-Ruestungsspirale-Abruestung-jetzt/

[3]

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Friedenspolitische_Forderungen_2018.pdf

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 2 vom 1. März 2018

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/174: Friedensschluss von Brest-Litowsk 1918 - ein Lehrstück der Geschichte


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart/Rostock 3. März 2018

Friedensschluss von Brest-Litowsk 1918: ein Lehrstück der Geschichte



Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) erinnert im 100. Jahr seit dem Ende des Ersten Weltkriegs an
den Friedensvertrag von Brest-Litowsk. Dieser Vertrag zwischen den
Mittelmächten (Deutschland, Österreich-Ungarn, Bulgarien, Osmanisches
Reich) und (Deutschland, Österreich-Ungarn, Bulgarien, Osmanisches Reich)
und Sowjetrussland wurde am 3. März 1918 unterzeichnet. Wir betrachten die
historischen Ereignisse und ziehen Parallelen zur Gegenwart.


Den Krieg zu beenden, war eine der Forderungen der russischen
Oktoberrevolution gewesen. Bereits am Tag nach dem bewaffneten Aufstand vom
25. Oktober (7. November) 1917 hatte der Allrussische Sowjetkongress das
"Dekret über den Frieden" beschlossen und alle kriegführenden Staaten zum
Waffenstillstand und zur Aufnahme von Friedensverhandlungen aufgerufen.
Lediglich die Mittelmächte zeigten sich interessiert. Sie hofften auf Ruhe
an der Ostfront und freie Hand für die Kriegsentscheidung im Westen.
Sowjetrussland hoffte auf Frieden, der die Sowjetmacht sichern sollte.

Die Verhandlungen begannen am 3. Dezember 1917 im deutsch besetzten
Brest-Litowsk, wo sich das deutsche Hauptquartier an der Ostfront befand.
Die Vertreter der Mittelmächte hörten die sowjetrussischen Forderungen
"Keine Annexionen, keine Kontributionen" an, verlangten aber, dass alle
kriegführenden Staaten bereit sein müssten, sie zu erfüllen. Da der
sowjetische Aufruf zu Friedensverhandlungen gerade international
gescheitert war, war dies der erste Schritt auf dem Weg zu einem
Friedensvertrag allein zu den Bedingungen der Mittelmächte.

Die Mittelmächte präsentierten Forderungen nach Unabhängigkeit für Teile
Polens, Finnlands, der Ukraine und des Baltikums. Sie argumentierten
mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker, das Sowjetrussland als
Gegenbeispiel zur nationalen Unterdrückung im russischen Zarenreich selbst
proklamiert hatte. Forderungen der sowjetrussischen Seite nach vorherigem
Abzug der Truppen der Mittelmächte und Volksabstimmungen über die
staatliche Zugehörigkeit dieser Gebiete wurden ignoriert.

Die sowjetrussische Delegation versuchte lange Zeit, den Abschluss des
Vertrags hinauszuzögern. Sie hoffte auf weitere Niederlagen der
Mittelmächte im Krieg und eine baldige sozialistische Revolution, vor allem
in Deutschland. In der Zwischenzeit, am 9. Februar 1918, schlossen die
Mittelmächte einen Friedensvertrag mit der Ukrainischen Volksrepublik,
einer bürgerlichen Staatsgründung, die während der Verhandlungen über
diesen Vertrag ihre Unabhängigkeit von Russland erklärte. Dieser
Friedensschluss wird als "Brotfrieden" bezeichnet, weil sich die Ukraine
mit ihm zu umfangreichen Lieferungen von Getreide und anderen
landwirtschaftlichen Produkten sowie Rohstoffen an die Mittelmächte
verpflichtete. Darauf war besonders Österreich-Ungarn angewiesen, wo
Unruhen ausgebrochen waren und eine Hungersnot drohte.

Die Ukrainische Volksrepublik erlangte durch den Vertrag internationale
Anerkennung und Waffenhilfe gegen Sowjetrussland, das auf ukrainischem
Territorium die Bildung einer Sowjetregierung unterstützte. Allerdings
musste sie nun auch hinnehmen, dass kaum zehn Tage später Truppen der
Mittelmächte als ihre Verbündeten in die Ukraine einmarschierten. Dieses
Vorrücken war Teil der "Operation Faustschlag" entlang der gesamten
Ostfront. Es sollte die sowjetrussischen Verhandlungsführer in
Brest-Litowsk unter Druck setzen. Auf den Protest Sowjetrusslands und die
Erklärung seiner Bereitschaft, nun den Friedensvertrag zu unterzeichnen,
wurde nicht reagiert. Erst Tage später traf ein Ultimatum ein. Jetzt
verlangte Deutschland zusätzlich einen Friedensschluss mit der Ukrainischen
Volksrepublik, den Rückzug der russischen Marine in die Häfen und ihre
Entwaffnung sowie die vollständige Demobilisierung der russischen Armee.

In die Enge getrieben, entschloss sich Sowjetrussland am 3. März zur
Unterzeichnung des Friedensvertrages. Mit dem Vertragsschluss gingen
der Verlust von 27 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Flächen,
73 Prozent der Eisen- und Stahlindustrie und 89 Prozent der Kohlegruben
sowie einem Drittel der Bevölkerungszahl des Russischen Reiches, darunter
40 Prozent seiner Industriearbeiter, einher. Ein Detail des Vertrages:
Die vertragschließenden Seiten sollten jegliche Propaganda gegen den
ehemaligen Gegner unterlassen, Sowjetrussland sollte also auch keine
Propaganda für die Revolution mehr betreiben können. In Anlagen zum
Vertrag wurde den Mittelmächten in Sowjetrussland ein besonderer
wirtschaftlicher Status eingeräumt. Ihre Bürger und Unternehmen sollten von
den sowjetrussischen Verstaatlichungen in der Wirtschaft ausgenommen sein.

Drei Tage nach der Unterzeichnung des Vertrages - nachdem klar war,
dass das frühere Entente-Mitglied Russland nicht weiterkämpfen würde,
Truppen der Mittelmächte aber weiterhin im Land standen - begann die
Intervention der Entente in Russland und verschärfte die
Bürgerkriegssituation, die bereits herrschte. In diesem Klima schlossen
Sowjetrussland und Deutschland im August 1918 ein Zusatzabkommen zum
Brester Friedensvertrag. Sowjetrussland musste weitere Gebiete, vor allem
im Kaukasus, abtreten, die Auslandsschulden des Zarenreiches übernehmen und
umfangreiche Zahlungen leisten.

Aber auch die Truppenbewegungen der Mittelmächte im Osten waren nach
Unterzeichnung des Vertrages vom 3. März weitergegangen. Mitte März
besetzten österreich-ungarische Truppen Odessa. Anfang April nahmen
deutsche Truppen Charkiw ein. Noch im April halfen sie beim Sturz der
Regierung der Ukrainischen Volksrepublik und der Machtergreifung des
nationalistischen Diktators Pawlo Skoropadskyj.

Anfang Mai waren deutsche Truppen bis an den Don in Südrussland
vorgedrungen. Dort unterstützten sie den zaristischen General Pjotr
Krasnow. Dieser gründete im Mai 1918 am Don einen Kosakenstaat. Deutschland
erkannte ihn an und schickte Waffen, im Austausch gegen Lebensmittel. (Nach
seiner Niederlage im Bürgerkrieg emigrierte Krasnow nach Deutschland und
versuchte von dort aus, in Sowjetrussland Untergrundorganisationen
aufzubauen. Im Zweiten Weltkrieg organisierte er die Kosakeneinheiten der
deutschen Wehrmacht.)

Mit dem Waffenstillstand von Compiègne zwischen Großbritannien und
Frankreich einerseits und dem Deutschen Reich andererseits am 11. November
1918 wurde der Friedensvertrag von Brest-Litowsk annulliert.

"Wir sind weit davon entfernt, die damaligen Vorgänge mit der heutigen
politischen und militärischen Situation an der europäischen Ostgrenze
der NATO gleichsetzen zu wollen", erklärt Cornelia Mannewitz, Mitglied
der DFG-VK. "Die Akteure von heute haben einen anderen historischen
Hintergrund. Wir sehen in diesen Vorgängen aber einen Beleg für die
fortdauernde Aggressivität der deutschen Kriegsmaschinerie 1918. Die
2014 weit verbreitete These, die europäischen Staaten seien in den Ersten
Weltkrieg hineingetaumelt, verliert damit noch mehr an Überzeugungskraft.
In den Gebieten, deren Unabhängigkeit Deutschland im Brester Vertrag
verlangt hatte, förderte es den Kampf gegen das sozialistische
Gesellschaftssystem. In Deutschland selbst führte diese Aggressivität und
Absage an gesellschaftliche Veränderungen nach der Novemberrevolution und
Ansätzen liberaler Entwicklung in die Restauration der konservativen Kräfte
und letztlich in den Zweiten Weltkrieg. Einen Friedensvertrag konnte man
den Vertrag von Brest-Litowsk schon damals nicht nennen. Und wie damals mit
dem Argument der Friedensschaffung Interventionen gerechtfertigt, Staaten
gegeneinander ausgespielt und den eigenen Interessen genehme Regime
gefördert wurden - dafür gibt es auch heute wieder viele Parallelen."


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart/Rostock 3. März 2018

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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LESUNG/5986: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese ... "Literatur trifft Komposition: Was ist Heimat?", 12.4.2018


SuedLese Literaturtage im Kulturcafé Komm du - April 2018

Literatur trifft Komposition: Was ist Heimat?


 Heike Suzanne Hartmann-Heesch (Erzählung), Maren Schönfeld (Lyrik und Prosa)

und Wolfgang CG Schönfeld (Komposition, Bassgitarre) 

Ein literarisch-musikalischer Abend am Donnerstag, den 12.4.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu Literarisch-musikalischen Abend im Rahmen der SuedLese Literaturtage 2018

am Donnerstag, den 12.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Heike Suzanne Hartmann-Heesch, Maren Schönfeld, Wolfgang CG Schönfeld

Literatur trifft Komposition: Was ist Heimat?

Woher kommen wir? Was hat uns geprägt und uns zu dem Menschen werden
lassen, der wir heute sind? Ist Heimat ein Ort oder ein Gefühl? Mit
der inneren und äußeren Heimat befaßt sich dieser
literarisch-musikalische Abend. In ihrem Erzählband "Möwen hatte ich
doch gemeint", erschienen 2017, lotet Heike Suzanne
Hartmann-Heesch die sprachliche Heimat aus, vor allem unter dem
Aspekt des Sprachverlusts. Maren Schönfeld bereist mit ihrem
Lyrikband "Töne, metallen, trägt der Fluss. Eine lyrische Elbreise"
(2018) eine Route in Gedichten und Kurzgeschichten von Hamburg bis
ans Meer. Wolfgang CG Schönfeld faßt seine Empfindungen zu
diesen Texten in musikalische Dichtung. Instrumentalmusik für
Orchester, Band und sechssaitige Bassgitarre (teilweise mit
Halbplayback präsentiert) gibt Raum für eigene Imaginationen.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Literatur trifft Komposition: Was ist Heimat?

V.l.n.r.: Heike Suzanne Hartmann-Heesch, Maren Schönfeld und Wolfgang CG Schönfeld

Foto links: © by Günther von der Kammer, Mitte: © by Dirk-Uwe Becker, rechts: © by Ele Runge




Heike Suzanne Hartmann-Heesch

geboren 1969, studierte Anglistik, Germanistik, Pädagogik und
Pädagogische Psychologie und arbeitet seit 2005 als Autorin und
Lektorin. Bisher sind sieben eigenständige Publikationen erschienen,
darunter zuletzt "Langer Atem" (Dokumentation und Erzählungen,
2011), "Die Dinge, wie sie sind" (Erzählungen, 2014) und "Möwen
hatte ich doch gemeint" (Erzählungen, 2017). 

"Langer Atem" dokumentiert eindringlich und emotional die lange
stationäre Wartezeit der Autorin bis zu der Lungentransplantation
2010, die schwierige Lebenssituation danach, gekennzeichnet durch
die Abhängigkeit von maschineller Beatmung und dem damit
einhergehenden Verlust der physiologischen Fähigkeit zu sprechen
durch Sauerstoff- und Dialysepflichtigkeit, und den Weg zurück in
einen komplett veränderten Lebensalltag. 

"Die Dinge, wie sie sind" greift neben vielen anderen auch diese
Themen noch einmal in belletristischer Form auf. Für die Erzählung
"Der Mann, der mich liebt" wurde Heike Suzanne Hartmann-Heesch 2013
mit dem Walter-Kempowski-Literaturpreis ausgezeichnet. Und für die
Erzählungen "Marienkäfer können fliegen" und "Meer ist Nacht" aus
dem Buch "Möwen hatte ich doch gemeint" gewann die Autorin 2015 und
2016 jeweils den Publikumspreis der literatur altonale Lesebühne.

Heike Suzanne Hartmann-Heesch - Homepage:

http://www.papiersinfonie.de


Maren Schönfeld

schreibt seit ihrer Jugendzeit, hauptsächlich Gedichte, aber auch
Artikel, Porträts und andere kulturjournalistische Texte. Sie
studierte berufsbegleitend belletristisches und lyrisches Schreiben
sowie Journalismus und absolvierte Seminare bei Walter Kempowski und
Peter Gosse. Ihre lyrische Arbeit umfasst klassische Formen, freie
(subjektlose) Texte und auch konkrete Poesie. 

"... In Sonetten, fünfzeiligen Strophen und freien Formen
 durchwandert Maren Schönfeld in ihrer Lyrik verschiedene
 Zyklen. Natur- und Jahreszeitphänomene sind dabei auch Symbole für
 die Wandlungen des lyrischen Ichs, das sich nicht mehr ganz im
 Licht, sondern schon an dessen Peripherie bewegt, am Schattenrand.
 Doch die Melancholie wird stets von Hoffnung durchbrochen und
 gemildert - 'die Mondseele schwingt sich in den Sturm am Morgen',
 wie es das Gedicht Nachtweg verheißt"
 
(Sabine Witt, Literaturwissenschaftlerin, zu dem Lyrikband "Die Peripherie des Lichts").



Maren Schönfeld veröffentlichte fünf Einzeltitel, davon drei
Lyrikbände. Sie ist Mitglied in der Auswärtigen Presse, der
Hamburger Autorenvereinigung, der GEDOK Hamburg, der Deutschen
Haiku-Gesellschaft und der Gesellschaft für zeitgenössische Lyrik.
2017 wurde sie mit dem Lyrikpreis der Hamburger Autorenvereinigung
ausgezeichnet.

Maren Schönfeld - Homepage:

http://www.schoenfeldblog.wordpress.com/
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Die aktuellen Bücher der Autorinnen Heike Suzanne Hartmann-Heesch und Maren Schönfeld

Foto links: © by Detlef Heesch für den Wiesenburg Verlag, rechts: © by Wolfgang CG Schönfeld für den Wiesenburg Verlag




Wolfgang CG Schönfeld

musiziert und malt seit seiner Kindheit. Das Schlagzeug war nach der
Violine sein zweites Instrument, 1969 wechselte er zur Bassgitarre
und entdeckte in den 1990er Jahren die fünf- und sechssaitige
Variante als Lied-Instrument. Am Hamburger Brahms-Institut
absolvierte er einen Lehrgang in Harmonielehre. Er spielte in
verschiedenen Bands diverser Stilrichtungen, zuletzt mit Jutta
Weinhold bis 2013. Parallel studierte er an der Famous Artist School
Malerei und schuf anschließend unter anderem Raumkonzepte mit
Farbkompositionen und Formgebungen für private, geschäftliche und
gastronomische Räume.

Seine Werke aus der freien Malerei inspirieren neben seiner Frau
auch andere Autoren zu Texten: So fand beispielsweise 2010 in
Grevesmühlen eine Bilderausstellung statt, für die Mitglieder des
vna Verbands Norddeutscher Autoren geschrieben hatten. Bilder und
Texte waren gemeinsam ausgestellt. Wolfgang CG Schönfeld
veröffentlichte im März 2016 die CD "Shadows". Er ist Mitglied im
Deutschen Rock- und Popverband.

Wolfgang CG Schönfeld - Homepage:

http://www.cg-schoenfeld.de/



Zur Lesung am 12. April 2018 im Komm du:

Poesie und Komposition bilden bei Maren und Wolfgang CG
Schönfeld eine Einheit, bauen aufeinander auf oder bilden
gegensätzliche Positionen. Auch mit den Erzählungen von Heike
Suzanne Hartmann-Heesch hat der Komponist sich befasst und dazu
klangliche Werke gestaltet. Durch das gezielte künstlerische
Arbeiten zum Werk des Anderen entsteht ein Programm, das wie "aus
einem Guss" wirkt, bei dem eines zum anderen überleitet, man mühelos
von Erzählung zu Musik zu Lyrik wechseln kann und von Worten sowie
Klängen getragen wird.

Maren und Wolfgang CG Schönfeld - Homepage:

http://www.schoenfeld-poesie-trifft-komposition.de
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8205: Und morgen, den 5. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.03.2018 bis zum 06.03.2018 +++
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Kälte, Eis und Regenschnee

ziehen bald vorüber,

Jean in seinem Haus am See

mag 's auch lieber trüber.
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GLEICHHEIT/6585: Putin reagiert auf US-Drohungen und verkündet atomaren Rüstungswettlauf


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Putin reagiert auf US-Drohungen und verkündet atomaren
Rüstungswettlauf

Von Andre Damon

3. März 2018



Der russische Präsident Wladimir Putin hielt am 1. März vor dem russischen
Parlament eine aggressive, nationalistische Ansprache, in der er die
Fortschritte des russischen Atomarsenals pries. Er drohte mit
"unmittelbarer" Vergeltung für jeglichen amerikanischen Nuklearangriff und
führte ein Video vor, das einen atomaren Angriff auf die Vereinigten
Staaten von Amerika simulierte.

Putins Rede ist bisher wohl der deutlichste Hinweis auf den Zusammenbruch
der amerikanisch-russischen Beziehungen. Sie zeigte auch, wie groß die über
der Menschheit schwebende Gefahr eines Atomkrieges zwischen den beiden
Mächten ist. Die Rede fand inmitten der fanatischen Kriegshetze gegen
Russland in den amerikanischen Medien statt.

Putin brüstete sich damit, dass "die Operationen Russlands in Syrien die
Fähigkeiten der russischen Streitkräfte bewiesen haben", und er skizzierte
weitgehende russische Pläne, die Atomwaffen des Landes zu modernisieren und
amerikanische Raketenabwehrsysteme zu umgehen.

Die wichtigste dieser Modernisierungen sei das sogenannte 
Sarmat-Raketensystem, eine neue schwere Interkontinentalrakete, welche russische
Einheiten bereits aufgestellt hätten. Zusätzlich zu mehreren weiteren
Eigenschaften, die es ihr erlaubten, weder aufgespürt noch abgefangen zu
werden, besitze die neue Rakete die Fähigkeit, die Vereinigten Staaten aus
dem Süden anzugreifen, erklärte Putin. Damit würde sie die meisten
bestehenden Raketenabwehrsysteme umfliegen, da diese nach Norden
ausgerichtet seien.

Außerdem nannte Putin eine Reihe von Waffensystemen der neuen Generation,
die sich alle bereits in einer fortgeschrittenen Testphase befänden. Zu
diesen gehörten ein aus fliegenden Interkontinentalraketen startender
Hyperschall-Wiedereintrittsflugkörper, der "meteoritengleich auf sein Ziel
zusteuert, wie ein Feuerball", eine atomar bestückte Rakete, die von einem
Kernreaktor getrieben wird, eine atomar bestückte Unterwasserdrohne, sowie
ein aus Flugzeugen startender Hyperschall-Kernwaffenträger.

Die Entwicklung dieser Systeme sei Russlands "Antwort auf den einseitigen
Ausstieg der Vereinigten Staaten von Amerika aus dem Raketenabwehrvertrag
ABM und der faktischen Stationierung von Raketenabwehrsystemen sowohl
innerhalb als auch außerhalb amerikanischer Grenzen".

Putin reagierte mit seiner Rede auf eine Reihe von Maßnahmen der
Vereinigten Staaten, die zur Eskalation der Situation beigetragen haben. Am
2. Februar haben die USA ihre neue Atomwaffenstrategie (Nuclear Posture
Review) veröffentlicht. Sie hat die Szenarien, in denen die Vereinigten
Staaten Atomwaffen einsetzen würden, stark ausgeweitet und - allen
internationalen Abkommen zum Trotz - die Entwicklung einer Reihe atomarer
Kurzstreckenwaffen für den Gefechtseinsatz angeregt.

Putin erklärte in seiner Ansprache: "Wir sind sehr besorgt über gewisse
Bestimmungen in der überarbeiteten Nuclear Posture Review, mit denen [...]
die Hürden für den Einsatz von Atomwaffen gesenkt werden. Hinter
verschlossenen Türen kann man alles Mögliche tun, um sich gegenseitig zu
beruhigen und abzukühlen, aber wir können lesen, was dort schwarz auf weiß
geschrieben steht. Und zwar, dass diese Strategie zur Beantwortung von
Angriffen mit konventionellen Waffen und sogar von Cyber-Bedrohungen
eingesetzt werden kann."

Die neue US-Atomwaffenstrategie stellt einen Kurswechsel im Vergleich zur
Nuclear Posture Review aus dem Jahr 2010 dar. Damals wurde die Rolle der
Atomwaffen im Militärarsenal der USA reduziert.

Putin bekräftigte, dass Russland sich lediglich das Recht vorbehalte,
Atomwaffen in einem Verteidigungsfall anzuwenden, in welchem "die Existenz
des Staates bedroht" sei. Aber er machte zugleich klar, dass Russland auf
jeden atomaren Angriff der Vereinigten Staaten mit aller Macht antworten
würde.

"Jeder Einsatz von Atomwaffen gegen Russland oder seine Verbündeten, ob mit
Kurz-, Mittel- oder Langstreckenwaffen, wird als Kernwaffenangriff auf
dieses Land betrachtet. Der Vergeltungsschlag wird unmittelbar folgen, mit
allen sich anschließenden Konsequenzen", erklärte der russische Präsident.

Das Weiße Haus reagierte auf Putins Rede mit der Ankündigung, dass es sich
von der russischen Waffenkraft nicht übertreffen lasse. Es erklärte: "Die
Verteidigungsressourcen der Vereinigten Staaten sind die stärksten und
werden die stärksten bleiben", und Präsident Trump sei "entschlossen,
unsere Heimat zu verteidigen und den Frieden durch Stärke zu bewahren".

Putin antwortete auf die Versuche der Vereinigten Staaten, Russlands
Aufstieg zu einer Regionalmacht zu stoppen. Er sagte: "Und all jenen, die
in den vergangenen fünfzehn Jahren versucht haben, den Rüstungswettlauf zu
beschleunigen und einen einseitigen Vorteil gegenüber Russland anstreben,
[...] erwidere ich: Alles, was Sie durch diese Politik zu verhindern
suchten, ist bereits eingetreten. Niemandem ist es gelungen, Russland in
die Schranken zu weisen."

Die Bemerkungen Putins kommen zu einem Zeitpunkt, an dem das gesamte
Waffenkontrollsystem, welches seit dem Zweiten Weltkrieg Russland und die
Vereinigten Staaten von Amerika vor einer direkten militärischen
Konfrontation bewahrt hat, kurz vor seinem Zusammenbruch steht.

Der Nachrichtendienst Bloomberg, der die Spannungen zwischen Moskau und
Washington auf der Münchner Sicherheitskonferenz kommentierte, warnte vor
einem Zusammenbruch "jahrzehntealter Waffenkontrollvereinbarungen, die dazu
beitrugen, ein strategisches Gleichgewicht aufrechtzuerhalten, und das
Risiko eines zufälligen Kriegsausbruchs verhinderten".

Das Magazin zitierte Stellungnahmen von Dmitri Trenin, dem Leiter des
Carnegie-Zentrums in Moskau, mit den Worten: "Die Feindseligkeit ist in den
Vereinigten Staaten so enorm, dass die Zeit der Abstrafung Russlands
bevorsteht. [...] Ich sehe das Ende des gesamten Waffenkontrollsystems
kommen."

Auf der Münchner Sicherheitskonferenz, bei der die europäischen Großmächte
eine ambivalente Haltung gegenüber den Vereinigten Staaten einnahmen,
warnte Bundesaußenminister Sigmar Gabriel: "[D]er Schauplatz einer
nuklearen Auseinandersetzung wäre im Zweifel wieder Europa."

Bloomberg zitierte auch den ehemaligen Außenpolitikberater des Kreml,
Sergei Karaganow, mit den Worten, die Situation sei gerade dabei, "viel
gefährlicher" zu werden als während der Kubakrise im Jahr 1962.

Noch vor Putins Rede hatte auf der Abrüstungskonferenz der Vereinten
Nationen im Schweizerischen Genf Uno-Generalsekretär António Guterres in
seiner Abschlussrede erklärt: "Wir müssen zusammenarbeiten, um unser
gemeinsames Ziel, eine atomwaffenfreie Welt, zu erreichen."

Doch Putins Kommentare und die neue US-Atomwaffenstrategie, die beide auf
Guterres' Rede folgten, machen deutlich, wie hohl solche Phasen
mittlerweile sind. Es wird immer klarer, dass die gegenwärtige
geopolitische Entwicklung weltweit auf eine militärische Eskalation
zutreibt und letztendlich im Einsatz von Atomwaffen kulminieren wird.

Putins Entscheidung, zu solch bellizistischen Drohgebärden zu greifen,
enthält ein Element der Verzweiflung über die immer offensichtlichere
Tatsache, dass wichtige Teile innerhalb des US-Militärs Vorbereitungen zu
einem militärischen Konflikt mit Russland treffen.

In diesem Zusammenhang macht Putin klar, dass es unter seiner Führung keine
Wiederholung der Nazi-Invasion Sowjetrusslands, die 1941 das Land
vollständig unvorbereitet traf, geben wird. Es ist anzunehmen, dass Putin
selbst unter immensem Druck seines eigenen militärischen Establishments
steht, den Vereinigten Staaten etwas entgegenzusetzen.

Putin drückte dies folgendermaßen aus: "Ich hoffe, all dies, was heute
gesagt wurde, wird jeden potenziellen Aggressor dazu bringen, es sich
doppelt zu überlegen. Die unfreundlichen Akte gegenüber Russland, wie die
Stationierung von Raketenverteidigungssystemen und das Aufbauen von 
Nato-Infrastruktur nahe der russischen Grenze, sind im militärischen Sinne
ineffektiv und verursachen überflüssige Kosten, da sie jenen, die sich für
diese Initiativen einsetzen, keinen Nutzen bringen."

Doch der Versuch, die aggressiven Drohungen der Vereinigten Staaten mit
nuklearem Säbelrasseln zu beantworten, wird Russland nicht retten. Die
Politik der nationalen Verteidigung, wie sie von Putin dargelegt wurde,
kann nur in die Katastrophe führen.

Der Imperialismus verfolgt seine eigene Agenda. Die Auflösung der
Sowjetunion hat einen Transformationsprozess des postsowjetischen Russlands
ausgelöst, dass sich immer mehr in Richtung einer de facto-Kolonie der
Vereinigten Staaten und der imperialistischen Großmächte Europas
entwickelt. Die USA werden kein einziges Zugeständnis von Putin
akzeptieren, sondern nur die vollständige Unterwerfung Russlands unter das
amerikanische Diktat. Putins Behauptung, dass Russlands Entwicklung von
Atomwaffen die imperialistischen Mächte "zum Zuhören zwingt", ist
unverantwortlich und naiv.

Ein Vierteljahrhundert nach der Auflösung der Sowjetunion und der
Beendigung des Kalten Krieges steht die Menschheit erneut am Rande der
nuklearen Vernichtung. Es gibt zu diesem Wahnwitz nur eine Alternative: die
Mobilisierung und Vereinigung der internationalen Arbeiterklasse auf der
Grundlage eines sozialistischen Programms, um das kapitalistische System,
die Wurzel des Krieges, zu beenden.
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AUSLAND/8634: Aus aller Welt - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinas Präsident Xi Jinping will unbegrenzt regieren

Der Nationale Volkskongreß will die bisherige Beschränkung auf zwei
Amtszeiten von fünf Jahren für den Präsidenten aufheben. Chinas
Vizeaußenminister Zhang Yesui verteidigte die vom Zentralkomitee der
Kommunistischen Partei vorgeschlagene, umstrittene
Verfassungsänderung. Es handele sich lediglich um eine
Vereinheitlichung, um das Präsidentenamt an die Ämter des
Generalsekretärs der Kommunistischen Partei und des Vorsitzenden der
Zentralen Militärkommission anzupassen, spielte der
Volkskongreß-Sprecher die Erweiterung der Machtbefugnisse für
Präsident Xi Jinping vor Journalisten in Peking herunter. Über die
Änderung der Staatsverfassung sollen die Delegierten am 11. März
abstimmen.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8634: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Manager mit Säure übergossen

In Haan bei Düsseldorf haben Unbekannte einen 51 Jahre alten Mann in
der Nähe seines Wohnhauses mit Säure übergossen. Der Mann sei mit
schweren Verletzungen in eine Spezialklinik gekommen, teilten die
Ermittlungsbehörden mit. Demnach handelt es sich bei dem Opfer um ein
Vorstandsmitglied eines in Essen ansässigen Energieversorgers. Eine
Mordkommission ermittelt wegen versuchter Tötung. Nach zwei Männern
wird gefahndet.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8630: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Angriffe in Burkina Faso waren Vergeltungsakt

Die Dschihadistengruppe GSIM hat sich zu den Angriffen auf das
Armeehauptquartier im westafrikanischen Burkina Faso sowie auf die
französische Botschaft in der Hauptstadt Ouagadougou mit insgesamt 16
Toten und 80 Verletzten bekannt. Die Gruppe für die Unterstützung des
Islam und der Muslime (GSIM) sprach von einem Vergeltungsakt. Die
Angriffe seien die Antwort auf einen Einsatz französischer Truppen im
Nachbarland Mali, bei dem vor zwei Wochen mehrere GSIM-Anführer
getötet worden seien, zitierte die private mauretanische Agentur Al
Achbar aus der Erklärung.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8632: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Basis sagt Ja zu Regierungsbündnis mit Union

Die SPD-Mitglieder haben mehrheitlich für die Fortsetzung der Großen
Koalition gestimmt. Damit ist der Weg frei für eine vierte Amtszeit von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), deren Wiederwahl am 14. März
stattfinden dürfte. Wie Schatzmeister Dietmar Nietan am Sonntag in der
SPD-Parteizentrale in Berlin mitteilte, stimmten 66 Prozent für die
Neuauflage von Schwarz-Rot. Die Wahlbeteiligung lag demnach bei 78,39
Prozent. Insgesamt waren gut 463.000 SPD-Mitglieder zur Stimmabgabe
aufgerufen. Die Namen der SPD-Minister der künftigen Regierung sollen
im Laufe der Woche bekanntgegeben werden.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8631: Tragisches und Kurioses - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hauseinsturz nach Explosion im polnischen Posen

Eine Gasexplosion hat ein mehrstöckiges Wohnhaus im westpolnischen
Posen fast komplett zum Einsturz gebracht. Durch die heftige
Erschütterung am Sonntagmorgen brachen drei von vier Stockwerken ein.
Vier Menschen sind dabei ums Leben gekommen und 21 weitere verletzt
worden. Die Feuerwehr vermutet noch Überlebende unter dem Schutt. Die
Suche werde fortgesetzt, sagte ein Sprecher am Nachmittag.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7716: Aus Forschung und Technik - 04.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



China plant Satellitenstarts von schwimmender Plattform

China sucht nach neuen Startmöglichkeiten für seine Nutzlastträger
der Reihe Langer Marsch. Wie Yang Yiqiang, der Leiter des
Raketenprojekts der China Aerospace Science and Technology
Corporation (CASC), mitteilte, sollen in diesem Jahr erste
kommerzielle Starts von Seeplattformen durchgeführt werden. Mit den
Raketenstarts auf See wolle China den wachsenden Bedarf an
äquatorialen und neigungsarmen Satelliten decken, berichtete die
Agentur Xinhua. Laut Yang sind Starts in der Äquatorregion
kraftstoffeffizienter und preisgünstiger. Allerdings erfordern sie
auch eine stabilere Raketenleistung.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7729: Aus aller Welt - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Hochrangige südkoreanische Sondergesandte in Pjöngjang

Der südkoreanische Präsident Moon Jae hat seinen Sicherheitsberater
Chung Eui Yong und den Chef des Geheimdienstes NIS, Suh Hoon, für
Montag und Dienstag zu Verhandlungen mit der nordkoreanischen
Regierung entsandt. Dem Präsidialamt zufolge sollen die
Sondergesandten in Pjöngjang eruieren, wie die Regierungen der
Volksrepublik und der USA zu Gesprächen zusammengebracht werden
könnten. Die südkoreanische Agentur Yonhap meldete, dem
nordkoreanischen Staatschef Kim Jong-un solle ein Schreiben Moons
übergeben werden, in dem ein Treffen beider Staatsoberhäupter
vorgeschlagen werde. Nordkorea hatte die Annäherung an Südkorea mit
der Teilnahme eigener Athleten an den Olympischen Winterspielen in
Pyeongchang und der Entsendung hochrangiger Delegierter
vorangebracht. Dabei hatten die Nordkoreaner ihre Bereitschaft zu
Verhandlungen mit Washington erkennen lassen.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7690: Medizin und Gesundheitswesen - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Cortison bei Sepsis weiter umstritten

Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebsleiden führen hierzulande die
Todesursachenstatistik an. Während den beiden Krankheiten großes
öffentliches Interesses entgegenschlägt, gilt gleiches nicht für die
Blutvergiftung. Dabei steht diese an dritter Stelle. Nicht weniger
als 154.000 Bundesbürger erkranken jedes Jahr an dem auch Sepsis
genannten Leiden. Rund 60.000 von ihnen sterben. Grund für die
Erkrankung ist meist eine Schwächung des Körpers durch schwere
Unfälle, große Operationen oder aggressive Therapien gegen Krebs,
aber auch der Transplantatabstoßung. Vor diesem Hintergrund
diskutieren Intensivmediziner seit einem halben Jahrhundert darüber,
ob sie Patienten im septischen Schock mit Steroiden behandeln
sollten. Während einige Zentren Patienten in Ermangelung einer
kausalen Therapie mit Glukosteroiden behandeln, um überschießende
entzündliche Reaktionen abzufangen, halten andere die Therapie für
gefährlich, weil sie die Abwehrkräfte gegen die Sepsiserreger
herabsetze. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, ist das Ergebnis
aktueller Studien so widersprüchlich, daß die Frage wohl noch länger
die Medizin beschäftigen wird. So zeigte eine französische Studie,
die von Djillali Annane von der Universität Versailles bei Paris und
Mitarbeiter durchgeführt wurde, einen geringen Rückgang der
Sterblichkeit nach 90 Tagen von 49,1 Prozent in der Placebogruppe auf
43,0 Prozent nach Therapie mit Hydrocortison. Demgegenüber konnte
eine australische Studie von Bala Venkatesh vom George Institute in
Brisbane und Mitarbeiter keine Senkung der Sterblichkeit feststellen.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7717: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Säureangriff auf RWE-Manager in Haan

Ein 51jähriger Mann, Medienberichten zufolge ein Top-Manager der
RWE-Tochter Innogy, ist am Sonntagmorgen in Haan bei Düsseldorf von
zwei unbekannten Männern mit Säure übergossen worden. Er wurde
schwerverletzt in eine Spezialklinik geflogen und befand sich bald
außer Lebensgefahr. Die Polizei Düsseldorf richtete eine
Mordkommission ein. Erkenntnisse zum Motiv der Attentäter lagen
zunächst nicht vor.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7643: Sprache, Kunst und Medium - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Kriege stehen im Zentrum des Duisburger Kulturfestivals Akzente

Das 36. Duisburger Kulturfestival Akzente wurde gestern abend unter
der Fragestellung "Nie wieder Krieg?" eröffnet. In 17
Theateraufführungen, Lesungen, Konzerten und anderen Veranstaltungen
steht 75 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs die Frage nach einem
dauerhaften Frieden im Zentrum. Das Programm umfaßt rund 110
Veranstaltungen.

Vom 3. bis 18. März werde über Täter und Opfer diskutiert sowie nach
den Chancen und Voraussetzungen eines dauerhaften Friedens gefragt,
teilten die Organisatoren laut WDR1 mit. Dabei werde in Duisburg ein
Bogen von der Antike mit Aischylos' "Die Perser" und Homers "Ilias"
bis zur Gegenwart gezogen.

Denn wir wollen nicht vergessen, auch wenn hierzulande außer beim
Militär nicht viel davon zu spüren ist: Deutschland ist in etlichen
Ländern in Kriege involviert.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7707: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Anlauf für Waffenruhe im Ukrainekonflikt

In der Nacht auf Montag wollen die Regierung in Kiew und die
ostukrainischen Aufständischen einen erneuten Anlauf für eine
Waffenruhe unternehmen. Die in dem Konflikt vermittelnde Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) begrüßte die
Initiative für eine umfassende, dauerhafte und unbefristete
Waffenruhe. Bisherige Waffenstillstandsabkommen der
Bürgerkriegsparteien waren jeweils gebrochen worden. Der Konflikt
wird seit April 2014 mit Waffengewalt ausgetragen. Über 10.000
Menschen bezahlten mit ihrem Leben. Der 2015 in Minsk unter
deutscher, französischer und russischer Vermittlung zustande gekommene
Friedensplan konnte nur in Teilen umgesetzt werden.

4. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7721: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Termin für Wiederwahl Merkels steht

Union und SPD haben mit dem Mitgliederentscheid der Sozialdemokraten
für eine Neuauflage der Großen Koalition im Rücken den Termin für die
Wiederwahl Angela Merkels zur Bundeskanzlerin auf den 14. März
gelegt. Das berichtete der Unionsfraktionsvorsitzende Volker Kauder
am Sonntagabend im Bericht aus Berlin der ARD. Die Bundestagswahl
hatte vor mehr als fünf Monaten stattgefunden. Der vorliegende
Koalitionsvertrag von Union und SPD wurde Anfang Februar
unterzeichnet. Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier wird dem
Bundestag am Montag Merkel offiziell zur Wiederwahl vorschlagen. Ihre
erste Legislaturperiode hatte Merkel im November 2005 angetreten.

4. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7693: Tragisches und Kurioses - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Lübecker Gericht verurteilt Giftmischerin zu drei Jahren Haft

Wegen des Versuchs ihren Ehemann mit Samen des Zerberusbaumes zu
vergiften, wurde eine 50jährige Floristin aus Dahme zu einer
dreijährigen Haftstrafe verurteilt. Die Beschuldigte kann allerdings
noch in Berufung gehen.

Die Frau hatte zugegeben, ihrem 57 Jahre alten Mann, den sie nach
einer Scheidung erst kürzlich geheiratet hatte, Samen des
Zerberusbaumes in ein Mittagessen gemischt zu haben. Angeblich wollte
die Angeklagte, die ihre neue Ehe während der Verhandlung als
unglücklich bezeichnete, dem Gatten nur einen Denkzettel verpassen.

Laut NDR1 Welle Nord glaubte der Vorsitzende des Landgerichts Lübeck
den Beteuerungen nicht. Als Floristenmeisterin habe sie wissen müssen,
daß die Samen des Zerberusbaumes - der auch als Selbstmordbaum bekannt
ist -, hochgiftig sind und leicht zu Herzstillstand führen.

Dem Gift auf die Spur waren Toxikologen erst gekommen, nachdem das
Opfer auf dem Computer seiner Frau Recherchen zu Cerbera odollam fand.
Ein französisches Labor konnte daraufhin in Blut- und Urinproben das
Gift nachweisen.

Der Mann hatte über mehrere Tage starke Vergiftungssymptome gezeigt,
den Anschlag jedoch überlebt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7718: Arbeit, Soziales und Familie - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen geplante Atommüllanlage in Lothringen

In Lothringen haben am Samstag laut Polizeiangaben rund 300 Menschen
mit einer ungenehmigten Kundgebung gegen eine geplante Atommüllanlage
protestiert. Das umfangreiche Polizeiaufgebot hat nach
Präfekturangaben schwerwiegende Vorkommnisse verhindert. Im Wald
zwischen den Ortschaften Bure und Mandres-en-Barrois soll ein
unterirdisches Labor eingerichtet werden, in dem die Verbringung
hoch- und mittelradioaktiven Atommülls in einer Tiefe von 500 Metern
vorbereitet wird. Die nationale Atomabfallbehörde (ANDRA) führt
zunächst Probebohrungen durch. Es wird damit gerechnet, daß sie
kommendes Jahr den Bau der Anlage beantragt. Vor kurzem ist in dem
Wald westlich von Nancy ein Protestlager geräumt worden, welches von
Aktivisten 2016 errichtet worden war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7701: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Tiger in großer Gefahr

Tiger sind in großer Gefahr, schon bald vom Antlitz der Erde zu
verschwinden. Das zeigte afp zufolge eine anläßlich des letzten
Samstag stattfindenden Weltartenschutztages veröffentlichte
Untersuchung der Umweltorganisation WWF. Obgleich sich die Zahl
der frei lebenden Tiger seit 2010 von 3200 auf 3890 erhöht hat, droht
auf über hundert Gebieten, in denen 70 Prozent der globalen
Tigerpopulation beheimatet sind, bei etwa einem Drittel dieser Gebiete
der Verlust des Tigers. Als Grund hierfür führte die WWF vor allem
schlechtes Management und fehlende Kapazitäten zur Bekämpfung der
Wilderei an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7706: Märkte und Finanzen - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Telekom baut Verteilerkästen zu Ladestationen um

Die Deutsche Telekom wird Mitte des Jahres mit dem Umbau von 12.000
ihrer rund 380.000 Verteilerkästen zu Ladestationen für
Elektrofahrzeuge beginnen. Das berichtete die Automobilwoche unter
Berufung auf eine Unternehmenssprecherin. Der Großteil der
Ladestationen wird eine Kapazität von 22 Kilowatt haben. 500
Stationen werden auf 100 Kilowatt ausgelegt. Die Telekom muß von den
Kommunen, in denen die Stationen stehen sollen, die
Straßennutzungsrechte eingeräumt bekommen. Außerdem müssen passende
Parkplätze an den als Ladestationen nutzbaren Verteilerkästen
vorhanden sein. Dem Magazinbericht zufolge wird sich durch das
Telekom-Projekt die Zahl der Ladestationen im öffentlichen Raum mehr
als verdoppeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7724: Aus Forschung und Technik - 04.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Android 8 Oreo noch immer nur für ausgewählte Geräte

Obgleich Googles Betriebssystem Android 8 Oreo seit August 2017
offiziell fertig ist, haben es bisher nur ausgewählte Handy-Modelle
erhalten. Der Grund: Die verschiedenen Smartphone-Hersteller
entscheiden nach eigenem Ermessen, für welche Geräte sie wann ein
OTA-Update zur Verfügung stellen. Dabei bringt das neue Mobilsystem
laut Chip Online einige Neuerungen mit sich. So sollen sich darunter 
etwa ein Akku-Management befinden, das Hintergrunddienste besser
aussteuert, mehr Einstellmöglichkeiten für Benachrichtigungen und
eine Bild-in-Bild-Funktion (PiP). Wer nicht auf das OTA-Update warten
will, das automatisch auf dem Handy angeboten und im Hintergrund
heruntergeladen wird, muß die Aktualisierung selbst installieren.
Allerdings benötigt man dafür ein Factory-Image sowie ein entsperrtes
Gerät (Bootloader-Unlock).
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4909: Katja Kipping und Bernd Riexinger zum Ausgang des SPD-Mitgliederentscheids


DIE LINKE - Presseerklärung vom 4. März 2018

Gemeinsam mehr werden - für einen sozialen Aufbruch



Zum Ausgang des SPD-Mitgliederentscheids über einen Koalitionsvertrag
zwischen SPD und Union erklären die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE,
Katja Kipping und Bernd Riexinger:

"Während eine gespaltene SPD und eine lustlose Union auf die Regierungsbank
zurückkehren, krempeln wir die Ärmel hoch. Mit Horst Seehofer, Jens Spahn
und Olaf Scholz bleiben Rechtsruck, Pflegenotstand und Schwarze Null
Regierungsprogramm. Damit finden wir uns nicht ab. Der sozialen Kälte der
Eliten setzen wir eine solidarische Alternative entgegen - für eine
lebenswerte Zukunft, die von Vielen gemacht wird.

Ein Drittel der SPD-Mitglieder hat Angela Merkel satt und will endlich
wieder sozialdemokratische Politik. Doch offenbar hat TiNA (There is no
alternative) neben Angela Merkel nun eine weitere beste Freundin: Andrea
Nahles. Jedes NEIN zur GroKo stand unter vielfachem Druck. Die Drohung von
Nahles, keinen Plan B zu haben und die Angst vor Neuwahlen machen das Gros
der Ja-Stimmen aus - von sozialdemokratischer Euphorie und Aufbruchstimmung
keine Spur. Viele SPD-Anhänger wissen, dass die GroKo keinen Kurswechsel
für soziale Gerechtigkeit bedeutet. Die SPD-Spitze appellierte wiederholt
an das Verantwortungsbewusstsein der Parteimitglieder. Verantwortung heißt
jedoch nicht, als Steigbügelhalterin für Angela Merkel zu dienen.
Verantwortung heißt, für einen Politikwechsel zu kämpfen, der zu spürbaren
Verbesserungen für die Gesellschaft führt.

Es gibt viel zu tun. Ein grundlegender Richtungswechsel gelingt nur mit
einem sozialen Aufbruch der Vielen. DIE LINKE ist die soziale Opposition,
im Bundestag und auf der Straße. Gemeinsam mit allen, die soziale
Gerechtigkeit wollen, machen wir vom ersten Tag an Druck auf die GroKo. Den
großen Leerstellen der schwarz-roten Regierung begegnen wir gemeinsam: mit
Pflegekräften und Flüchtlingshilfsorganisationen, mit Mieterinitiativen und
Gewerkschaftsmitgliedern, mit Klima-Aktivisten und Frauenrechtlerinnen.

Das Weiter-So der GroKo wird den Rechtsruck nicht aufhalten, sondern ihn
noch befeuern. Wir laden deshalb ein, gemeinsam ins Gespräch zu kommen und
den Druck zu erhöhen für Abrüstung und Klimaschutz, gegen den
Pflegenotstand und für bezahlbares Wohnen. Kurzum für einen sozialen
Aufbruch der vielen - auf dass wir gemeinsam mehr werden!"

Berlin, 04. März 2018

F.d.R. Sonja Giese

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1624: Regierungspressekonferenz vom 2. März 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 2. März 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. März 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Internationale Tourismusbörse,
Kabinettssitzung, Spitzengespräch der Deutschen Wirtschaft, Internationale
Handwerksmesse), angekündigte US-Zölle auf Stahl- und Aluminiumimporte,
Mitgliederentscheid der SPD über eine große Koalition, Hackerangriff auf
das Informationsnetz der Bundesregierung, Tweet des amerikanischen
Präsidenten zu Handelskriegen, Rede des russischen Präsidenten an die
Nation mit Äußerungen zu einer neuen Generation von Atomwaffen, angebliche
Gefangennahme eines deutschen Taliban in Afghanistan, Inhaftierung
deutscher Gefangener in der Türkei, Angriffe türkischer Truppen auf Kurden
in Afrin, Resolution des UN-Sicherheitsrates zur Waffenruhe in Syrien,
Ermittlungen gegen einen Bundeswehrsoldaten wegen des Verdachts des
Kindesmissbrauchs und des Besitzes von kinderpornografischem
Material


Sprecher: StS Seibert, Baron (BMWi), Adebahr (AA), Dimroth (BMI),
Flosdorff (BMVg)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Ein kurzer Blick auf die
öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche, zunächst
auf Dienstag, den 6. März. Dann wird die Bundeskanzlerin an der
Eröffnungsveranstaltung der ITB, also der Internationalen Tourismusbörse,
hier in Berlin teilnehmen. Diese Eröffnungsveranstaltung findet nicht, wie
Sie vielleicht denken, auf dem Gelände der Messe statt, sondern im CityCube
Berlin. Sie wird gegen 19 Uhr die Eröffnungsrede halten und anschließend
den Stand von Mecklenburg-Vorpommern besuchen. Mecklenburg-Vorpommern ist
dieses Jahr ITB-Partnerland.

Am Mittwoch wird um 9.30 Uhr die Sitzung des Kabinetts der
geschäftsführenden Bundesregierung stattfinden.

Am Freitag wird das jährliche Spitzengespräch der Deutschen Wirtschaft in
München stattfinden. Die Bundeskanzlerin wird dazu nach München reisen.

Anschließend wird sie dort auch der Internationalen Handwerksmesse wieder
einen Besuch abstatten. Gegen 12.45 Uhr ist eine Pressebegegnung geplant.

Ich würde Ihnen dann für die Bundesregierung gerne etwas zu der gestern
erfolgten Ankündigung von US-Präsident Trump in Sachen "Strafzölle auf
Stahl- und Aluminiumimporte" sagen. Wir haben diese gestrige Ankündigung
zur Kenntnis genommen. Die Bundesregierung lehnt solche Zölle ab. Diese
Zölle würden die internationalen Handelsströme unserer Stahl- und
Aluminiumindustrie empfindlich treffen. Das Problem globaler
Überkapazitäten in diesen beiden Sektoren Stahl und Aluminium lässt sich
durch solche einseitige Maßnahmen der USA nicht lösen. Die für
Handelsfragen zuständige Europäische Kommission steht hierzu im Kontakt mit
der US-Regierung und hat auch mit Recht die europäischen Bedenken gegen die
von US-Präsident Trump angekündigten Maßnahmen sowie eventuell notwendige
Reaktionen der Europäischen Union bereits deutlich gemacht.

Details zu diesen geplanten Zöllen auf Stahl und Aluminium will der
US-Präsident dann in der kommenden Woche bekannt geben. Die Bundesregierung
wird sich diese Entscheidung sehr genau ansehen und die Auswirkungen auf
die deutsche und die europäische Wirtschaft bewerten.

Frage : Herr Seibert, es gab ja vorhin eine Mitteilung darüber, dass die
Bundeskanzlerin gestern ohnehin mit dem amerikanischen Präsidenten
telefoniert hat. Aus dieser Mitteilung geht hervor, dass sie mit ihm
eigentlich nur über den Syrien-Krieg gesprochen hat. Nun kann man sich
irgendwie schwerlich vorstellen, dass, wenn gerade so eine Entscheidung
fällt, das Stahlthema nicht besprochen wurde. Können Sie uns darüber noch
einmal Auskunft geben? War das dabei ein Thema?

Können Sie das vielleicht auch noch einmal kurz ergänzen? Ist das im Grunde
genommen eine Sache, auf die die Reaktion aus Sicht der Bundesregierung
jetzt rein auf Brüsseler Ebene erfolgt, oder gibt es seitens der
Bundesregierung Überlegungen, auch auf nationaler Ebene zu reagieren?

StS Seibert: Zunächst einmal zu dem Telefonat: Wir haben dazu vor etwa
einer halben Stunde eine Pressemitteilung herausgegeben. Das Telefonat fand
gestern Abend statt. Anlass für dieses Telefonat war erstens die Lage in
Syrien, die beide Gesprächspartner sehr besorgt, und zweitens auch die
Sorge angesichts der jüngsten Äußerungen des russischen Präsidenten Putin
zu Waffensystemen und Ähnlichem.

Die deutsche Haltung zu Zöllen und zu Handelsfragen ist der US-Regierung
bekannt. Die Kanzlerin hat auch mehrfach mit dem US-Präsidenten darüber
gesprochen, zuletzt zum Beispiel auch im G20-Rahmen.

Sie wissen, dass in Europa die Kompetenzen so verteilt sind, dass die
Europäische Kommission für Handelsfragen zuständig ist. Deswegen ist es
völlig richtig, und wir stehen dabei auch hinter ihr, dass sie sich dazu
mit der US-Regierung in Kontakt gesetzt hat, dass sie ganz klar die
Bedenken und Sorgen, die die Ankündigung solcher Maßnahmen in Europa
auslöst, der US-Regierung übermittelt und dass sie gleichzeitig auch
deutlich macht, welche notwendigen Reaktionen eventuell ergriffen werden
müssten. Wir stehen da an der Seite der Europäischen Kommission.

Zusatzfrage : Wie Sie ja richtig sagen, ist die Haltung der Bundesregierung
klar gewesen. Zwischendurch sah es ja einmal so aus, als ob Trump seine
Ankündigung möglicherweise doch gar nicht wahr machen würde. Jetzt ging es
ja doch relativ schnell. Insofern könnte man erwarten, dass die
Bundeskanzlerin dann vielleicht doch noch einmal Bezug darauf genommen hat.
Kann ich Ihrer Aussage, dass die Haltung ja klar war, jetzt auch entnehmen,
dass dieses Thema dann bewusst nicht erwähnt wurde?

StS Seibert: Ich habe Ihnen zu dem Telefonat das gesagt - diese Gespräche
sind immer vertraulich -, was wir jetzt gegenüber der Öffentlichkeit dazu
herausgeben. Das Thema von Handel, Zöllen und gar Strafzöllen hat oft genug
eine Rolle gespielt. Die Haltung der Bundesregierung ist ganz klar, die
Haltung der Bundeskanzlerin persönlich auch. Insofern habe ich jetzt zu dem
Telefonat nichts Weiteres zu sagen. Wir haben uns ja nun gerade in meiner
Erklärung auch sehr klar zu der Frage der Zölle positioniert.

Frage : Ich würde gerne zwei Sachen wissen. In einer Mitteilung von Frau
Zypries - das habe ich noch im Ohr - hieß es "wenn Trump den Worten Taten
folgen lässt". Kann ich daraus folgern, dass die Bundesregierung und die EU
die Hoffnung haben, dass möglicherweise bis zur nächsten Woche doch noch
eine Änderung der US-Position eintreten wird und dass diese Zölle letztlich
nicht verfügt werden?

Zum Zweiten habe ich eine Lernfrage an das Wirtschaftsministerium. Wenn die
EU als Reaktion darauf handelt, kann sie das nach den WTO-Regeln dann
sofort und abrupt tun, oder muss sie erst ein Verfahren einhalten und sich
quasi von der WTO grünes Licht geben lassen?

StS Seibert: Vielleicht übernehmen Sie das; ich glaube, die Antwort wäre
die gleiche.

Baron: Ich kann auch nur noch einmal unterstreichen, was Herr Seibert schon
gesagt hat. Ich will vielleicht, bevor ich zu Ihrer Frage komme, auch noch
einmal die Haltung der Bundeswirtschaftsministerin deutlich machen. Sie hat
sich heute ja auch zu diesem Thema geäußert. Ich darf das vielleicht noch
einmal kurz zitieren. Sie sagte zu dem Thema: Wenn US-Einfuhrzölle auf
Aluminium und Stahl flächendeckend verhängt werden, wird dies Verwerfungen
im Welthandel auslösen. Sollte Trump seinen Worten Taten folgen lassen,
wird Europa entsprechend antworten. - Dies also noch einmal als klare
Haltung.

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen, dass es sich natürlich erst
einmal um Ankündigungen handelt, die dann angeblich nächste Woche zu Taten
werden sollen. Noch sind es Ankündigungen. Deshalb müssen wir das natürlich
abwarten. Die EU-Kommission hat ja auch deutlich gemacht, dass sie den
Kontakt mit den USA aufgenommen hat. Sie sehen also: Es gibt hier noch
Gespräche.

Auch wir befinden uns im intensiven Austausch mit der EU-Kommission. Erst
am Dienstag dieser Woche gab es ja den informellen Handelsministerrat in
Sofia, wo über diese Maßnahmen beraten wurde. Auch da war es die einhellige
Auffassung der Mitgliedstaaten, dass man angemessen reagieren muss und
angemessene Gegenmaßnahmen auf den Weg bringen muss. Das ist also die
Haltung, die dort an diesem Dienstag auch noch einmal sehr deutlich gemacht
wurde. Wir stehen natürlich auch weiterhin in Kontakt mit der EU-Kommission
und halten ihn.

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen, dass wir keinerlei
Anhaltspunkte dafür sehen, dass Stahlimporte die nationale Sicherheit der
USA gefährden. Das haben wir in den vergangenen Wochen ja auch schon immer
betont. Das ist weiterhin unsere Haltung. Ich nenne hier vielleicht nur
noch einmal eine Zahl: Aus Deutschland importieren die USA lediglich 4
Prozent der Stahlimporte. Das gibt vielleicht nur einmal eine Größenordnung
wieder. Wir halten diese Maßnahmen also weder für ökonomisch begründbar
noch für WTO-konform noch halten wir es für nachvollziehbar, dass sie die
nationale Sicherheit der USA gefährden sollen.

Zum WTO-Recht und zu Ihrer Frage: Die EU-Kommission muss darüber beraten,
wie gesagt. Die EU-Kommission hat ja durch Kommissarin Malmström auch schon
deutlich gemacht, dass sie auch mit der WTO Kontakt und Konsultationen
aufnehmen muss. Diese Fragen lassen sich hier leider nicht ganz einfach
beantworten. Es hängt dann letztlich davon ab, was konkret kommen wird, was
konkret verhängt wird und wie man reagieren muss. Dann muss man sich eben
das WTO-Instrumentarium genau anschauen. Deshalb bitte ich um Verständnis
dafür, dass ich dazu jetzt nichts Näheres ausführen kann. Aber natürlich
hat die EU sehr, sehr deutlich gemacht, dass sie reagieren und Maßnahmen
prüfen wird, natürlich auf Basis des WTO-Rechts.

Frage: Herr Seibert, ich glaube, ich habe Sie richtig verstanden, dass Sie
sagten, die Bundesregierung erwarte von der EU-Kommission eine
entsprechende Antwort. Ist das der Auftakt zu einem Handelskrieg mit den
Amerikanern?

Zweite Frage: Wie bewertet die Bundesregierung das Argument, das Herr Trump
vorbringt, das sei aus amerikanischer Sicht sozusagen zum Schutz der
nationalen Sicherheit notwendig?

StS Seibert: Sie haben mich recht verstanden, wenn Sie mich so verstanden
haben, dass wir ganz an der Seite der Europäischen Kommission stehen. Die
Zuständigkeit für Handelspolitik haben die europäischen Mitgliedstaaten der
Europäischen Kommission in die Hand gegeben, und deswegen reagiert die dort
auch und versucht auch, weiter mit der amerikanischen Seite im Gespräch zu
bleiben. Deswegen hat sie auch eventuell notwendige Gegenmaßnahmen
angekündigt.

Zum Thema Handelskrieg: Das kann in überhaupt niemandes Interesse sein, und
zwar nicht nur nicht Europas Interesse, sondern das wäre auch sicherlich
nicht im Interesse der amerikanischen Wirtschaft. Wir haben immer wieder
betont, dass wir ein sehr großes Interesse daran haben, mit Amerika eine
lebendige, faire und freie Wirtschaftspartnerschaft beziehungsweise
Handelspartnerschaft zu haben, und ich glaube, das gilt auch für viele
andere Nationen.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie das Trump-Argument, dass es sozusagen um die
nationale Sicherheit der USA gehe?

StS Seibert: Es ist nicht an mir, das zu beurteilen.

Frage: Ich vermute, die Frage richtet sich an das Wirtschaftsministerium.
Wenn das, was berechnet wurde, tatsächlich eintritt, nämlich eine Senkung
der EU-Stahlexporte in die USA um etwa 50 Prozent, können Sie dann die
Verluste beziehungsweise Schäden für Deutschland sowohl für die Wirtschaft
beziffern als auch in etwa, was die Arbeitsplätze angeht?

Zweite Frage: Es gab eine Stellungnahme der Bundesregierung, in der es
hieß, dass Trump unter den Vorschlägen des US-Handelsministeriums die
schädlichste Variante ausgewählt habe. Welche wäre aus Sicht der
Bundesregierung die am wenigsten schädliche?

Baron: Ich kann im Wesentlichen nur noch einmal wiederholen, was ich ja
schon ausgeführt habe: Es sind Ankündigungen, die er jetzt gemacht hat, für
globale Zölle, die er einführen will. Er hat sie noch nicht eingeführt.
Deshalb müssen wir das abwarten.

Sie haben vernommen, dass es auch in den USA sehr unterschiedliche
Meinungen zu diesem Thema gibt. Dort gibt es auch sehr unterschiedliche
Stimmen dazu, wie diese Debatte gesehen wird. Insofern ist es tatsächlich
abzuwarten und auch offen, was dabei am Ende herauskommen wird. Das müssen
wir also abwarten.

Ich kann jetzt auch nicht über etwaige Auswirkungen spekulieren. Das
bleibt, wie gesagt, abzuwarten.

Klar ist: Die USA sind selbst auf Stahlimporte angewiesen. Die USA sind mit
knapp 30 Millionen Tonnen und einem Importwert in Höhe von 24 Milliarden
US-Dollar der größte Stahlimporteur der Welt. Das sind Argumente und
Zahlen, die wir auch gegenüber den USA immer dargelegt haben. Wie ich schon
gesagt hatte, importieren die USA aus Deutschland lediglich 4 Prozent. Der
Großteil der Importe kommt aus anderen Ländern. Rund 50 Prozent der
US-Stahleinfuhr kommen aus vier Ländern: Kanada, Brasilien, Südkorea und
Mexiko. Aus Deutschland sind es, wie gesagt, lediglich 4 Prozent.

Über Auswirkungen möchte ich an dieser Stelle nicht spekulieren. Man muss
dann, wie gesagt, auch erst mal abwarten, was die konkreten Maßnahmen sein
werden und was der Präsident letztlich entscheiden wird.

Zusatzfrage: Befürchtet die Bundesregierung Umleitungsauswirkungen, also
zum Beispiel, dass Stahlexporteure der großen vier Länder, wenn der
US-Markt zollbehaftet sein wird, dann versuchen, Stahl stärker im Rahmen
der EU abzusetzen, sodass das Gefüge dadurch in Unordnung gerät?

Baron: Auch hierzu kann ich natürlich keine konkreten Aussagen treffen.
Aber wir haben immer betont: Der Stahlmarkt ist ein globaler Markt. Deshalb
ist unsere Haltung ja auch, dass globale Probleme globale Lösungen
erfordern, wie wir eben im Global Forum on Steel Excess Capacity im letzten
November angeregt haben. Natürlich hängt hier auch immer alles mit allem
zusammen. Also können Maßnahmen auf der einen Seite des Marktes natürlich
auch Auswirkungen auf den Gesamtmarkt haben, ohne dass ich das jetzt aber
näher oder konkreter benennen kann.

Frage : Ich hätte, Herr Seibert, gerne gewusst, welche Auswirkungen diese
US-Maßnahmen jetzt auf den G20-Prozess und auf die Arbeit des globalen
Forums hat. Es ist ja schon in Hangzhou verabredet worden, gegen unfaire
Handelspraktiken vorzugehen. Nun halten sich die USA offenbar nicht daran.
Welche Konsequenzen hat das?

StS Seibert: Noch einmal: Wir kennen jetzt die Ankündigung. Wir werden in
der kommenden Woche Details dieser angekündigten Zölle erfahren und werden
dann die Auswirkungen auf Deutschlands Wirtschaft, auf Europas Wirtschaft
und natürlich auch, wie Sie es gerade angesprochen haben, auf den
G20-Prozess erörtern. Aber bei dieser Reihenfolge, die Details erst einmal
abzuwarten und dann die Auswirkungen zu erörtern, würde ich gerne bleiben.

Klar ist: Wir sind sehr davon überzeugt, dass multilaterale Gremien wie
beispielsweise das Stahlforum, das Sie angesprochen haben, eine sehr viel
bessere Chancen dafür versprechen, mit Problemen, die vielseitig verspürt
werden, zum Beispiel der Überkapazitäten im Stahlbereich, zurechtzukommen.

Frage: Herr Seibert, gibt es vielleicht Gespräche mit Herrn Macron oder mit
dem chinesischen Präsidenten oder dem kanadischen Ministerpräsidenten, die
vonseiten der Bundeskanzlerin in den nächsten Tagen oder sogar für heute
geplant sind?

Frau Baron, können Sie vielleicht eine Ziffer nennen, wie viel Prozent der
deutschen Stahlexporte umgekehrt in die USA gehen?

StS Seibert: Ich kann es kurz machen: Wir berichten ja nicht über geplante,
sondern immer über stattgefunden habende Telefonate oder Gespräche, und das
werde ich dann auch gerne tun, wenn es so weit ist.

Baron: Ich kann Ihnen keine Prozentzahlen nennen. Ich kann Ihnen
Eurostat-Zahlen, die aber auch nachlesbar sind, nennen. Die haben wir auch
jüngst in einer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage zu dem Thema noch
einmal genannt. Laut Eurostat-Zahlen für das Jahr 2016 ist es so, dass sich
für bestimmte Stahlerzeugnisse, die hier dann wahrscheinlich auch relevant
sein könnten - also nicht für die gesamten, sondern für bestimmte
Stahlerzeugnisse, die in dieser Antwort auch ausgeführt werden -, ein
Ausfuhrwert in Höhe von 109 Milliarden Euro in die USA aus Deutschland
ergibt. Wenn man diese dort benannten Stahlerzeugnisse für 2016 für die EU
insgesamt betrachtet, dann ergibt sich ein Warenausfuhrwert in Höhe von
4,38 Milliarden Euro in die USA. Die Importe aus den USA für dieselben
Warengruppen hatten 2016 einen Wert von 708,5 Millionen Euro. Wenn Sie
wollen, kann ich Ihnen das im Nachgang auch noch einmal schicken; das ist
dann, glaube ich, etwas einfacher.

Frage : Herr Seibert, noch einmal zur Genese dieser Entscheidung: Seit wann
war der Bundesregierung eigentlich klar oder seit wann musste sie damit
rechnen, dass dieser Schritt jetzt erfolgen würde? Es gab ja zumindest noch
in Davos eher friedliche Signale von Trump, und dann hat sich die Haltung
doch relativ schnell geändert. Ich bin mir sicher, die Bundeskanzlerin
hatte sich das doch relativ genau angeschaut. Sie sagte nämlich selbst am
Rande des G20-Gipfels, wenn ich mich recht entsinne, dass das eben auch ein
ganz wichtiges Thema für sie sei. Wie überrascht war man insofern also
jetzt von diesem Schritt? Ist man vorab auch darüber informiert worden?

Frau Baron, warum gibt es jetzt diese Entscheidung der USA? Wenn man das
ein bisschen in einem globaleren Wirtschaftskontext betrachtet, würden Sie
dann sagen, dass das eine Zäsur im transatlantischen Wirtschaftsverhältnis
ist, oder ist das ein ganz normaler Vorgang?

StS Seibert: Wir handeln hier ja nicht in Hoffnungen und Erwartungen,
sondern in Tatsachen, und eine Tatsache ist, dass der US-Präsident dies
gestern angekündigt hat. Dem hatte er ja schon vielfache Aussagen in diese
Richtung vorhergehen lassen. Wir halten uns an die Tatsachen und haben
darauf jetzt reagiert. Wir haben natürlich in den letzten Monaten - Sie
haben selbst den G20-Gipfel erwähnt - unsere Haltung, die europäische
Haltung, immer wieder klargemacht, dass Abschottung, Protektionismus und
Strafzölle nicht der richtige Weg sind.

Baron: Ich kann nicht viel ergänzen. Es sind, wie gesagt, Ankündigungen.
Wir müssen abwarten, was darauf jetzt folgen wird. Aber natürlich haben wir
unsere Sorge und hat die Ministerin ihre Sorge zum Ausdruck gebracht, dass,
wenn diesen Ankündigungen Taten folgen, es zu Verwerfungen kommen würde.
Deshalb betrachten wir das natürlich mit Sorge.

Frage : Auch an das Wirtschaftsministerium: Die WTO hat ja nun die Aufgabe,
Regeln zu setzen und auch solche einseitigen Anhebungen von Zöllen zu
verhindern. Muss man aus dem, was jetzt in den USA passiert, herauslesen,
dass die Zeit für die WTO zu Ende ist, dass die WTO ohne den größten
Anteilseigner, ohne die weltweit wichtigste Wirtschaftsmacht, eigentlich
kaum noch in der Lage ist, ihre Aufgaben zu erfüllen?

Baron: Nein, diese Schlussfolgerung würden wir nicht ziehen. Die WTO ist
für uns das wichtige weltweite Handelssystem, und das bleibt sie auch. Wir
sind uns mit der EU auch einig, dass man Maßnahmen im Kreis der WTO beraten
muss und dass die WTO hier mit ihren Zollbindungen und Vorgaben das
geltende System ist, das wir achten und von dem wir auch von anderen
erwarten, dass sie es achten.

Frage : Mit Blick auf den Sonntag: Lieber Herr Seibert, wie bereitet sich
die Kanzlerin auf den Tag der Entscheidung bei der SPD vor?

StS Seibert: Ich glaube nicht, dass das eine Frage ist, die das
Regierungshandeln betrifft, insofern kann ich zu dieser Diskussion nichts
beisteuern.

Zusatzfrage : Aber die Kanzlerin ist ja nun eminent betroffen.

StS Seibert: Indem sie arbeitet - wie immer.

Frage : Ich würde gerne zum Hackerangriff auf das Informationsnetz der
Bundesregierung kommen. Herr Dimroth, können Sie uns sagen, wer entschieden
hat beziehungsweise auf welcher Ebene man entschieden hat, dass man diesen
Angreifern, nachdem man sie ausgemacht hat, jetzt Raum lässt, sie weiter
ihr Spielchen machen lässt und sie dabei zu beobachten?

War es aus Sicht der Bundesregierung ein Fehler, das zuständige
Kontrollgremium über diesen Vorfall von besonderer Bedeutung nicht
informiert zu haben?

Dimroth: Vielen Dank für Ihre Frage. Das gibt mir zunächst Gelegenheit,
vielleicht auch im Sinne des Erwartungsmanagements vorab zu sagen, dass ich
hier nicht befugt bin, über technische Details jedweder Natur - egal, was
den Sachverhalt als solchen anbetrifft -, die Frage der möglichen
Attributierbarkeit und all diese Dinge Auskunft zu geben. Wir sprechen hier
über eingestufte Informationen, zu denen ich nicht sprechen kann; da bitte
ich erst einmal vorab um Verständnis - das sei nur gesagt, um Folgefragen
von vornherein gar nicht erst entstehen zu lassen.

Zu Ihrer Frage zu dem Verlauf an sich: Der Minister hat sich gestern ja
selbst erklärt, insofern ergibt sich aus den Worten des Ministers, dass
hier eine gewisse Phase sozusagen des Kontrollierens und Mitlesens
stattgefunden hat. Das ist also Gegenstand des schon presseöffentlichen
Statements des Ministers, deswegen kann ich dazu auch sehr konkret auf Ihre
Frage antworten. Das sind natürlich Entscheidungen, die eine gewisse
Relevanz - oder sogar eine hohe Relevanz - haben, und da ist es bei uns im
Haus jedenfalls üblich, dass so etwas der Minister entscheidet. Genau so
war es hier auch.

Zu Ihrer zweiten Frage: Sowohl das Gremium selbst als auch heute drei
parallel tagende Bundestagsausschüsse haben ja Gelegenheit gehabt, die
Bundesregierung zu fragen. Die in Rede stehenden Gründe, die hier zu einem
besonders engen Kreis von Kenntnisträgern geführt haben, führen letztlich
wieder in die technische Spezifikation dieses Vorgangs, sodass ich Ihnen
die hier nicht darlegen kann. Dass aber sozusagen aus der Natur des
Vorgangs heraus die Notwendigkeit gesehen wurde, dies zunächst in einem
sehr kleinen Kreis zu belassen, kann ich schon sagen. Wie gesagt, auch den
Abgeordneten wurde, glaube ich, sehr deutlich dargelegt, welche Gründe hier
in Rede stehen - in geheim tagenden Sitzungen -, sodass ich hier auch
insoweit nicht in der Lage bin, Ihnen die technischen Hintergründe zu
erläutern. Dass es aber sozusagen aus operativer Sicht auf diesen
Sachverhalt die Bestrebung gab, es bei einem möglichst kleinen Kreis von
Kenntnisträgern zu halten, ist so. Das wurde, wie gesagt, den Abgeordneten
gestern und heute, glaube ich, auch sehr nachvollziehbar dargelegt.
Jedenfalls habe ich, wenn ich mir die Rezeptionen der Abgeordneten anhöre,
das Gefühl, dass dafür auch ein gewisses Verständnis geweckt werden konnte.

Zusatzfrage : Man ist ja offenbar verärgert, dass es herausgekommen ist.
Wird der Leaker innerhalb der Sicherheitsbehörden jetzt gejagt?

Herr Flosdorff, können Sie uns einmal sagen, ob es rein rechtlich die
Möglichkeit zu aktiven Gegenmaßnahmen zum Beispiel der Cyberabteilung der
Bundeswehr gibt? Wird da jetzt zurückgecybert?

Flosdorff: Die Federführung für Cyberangriffe hier in Deutschland liegt bei
meinen Kollegen im Innenministerium; deshalb bitte ich darum, die Fragen
dazu in erster Linie dorthin zu richten. Wenn die Bundeswehr selbst
angegriffen wird, hat sie immer die Möglichkeit, sich zu verteidigen.
Ansonsten richtet sich das nach den Regeln, die für die gesamte
Bundesregierung gelten.

Dimroth: Die erste Frage war ja ohnehin an mich gerichtet: Jagen tun wir
ganz grundsätzlich niemanden - das mag Ihre Terminologie sein, meine ist es
nicht. Es ist aber völlig richtig, dass wir sehr darüber verärgert sind,
dass es zu dieser Berichterstattung und zu dem dahinterliegenden
Vertrauensbruch gekommen ist; das ist gar keine Frage. Da verstehen wir
auch vollkommen den Ärger des Parlaments. Das ist so. Wir prüfen jetzt auch
intern, welche Maßnahmen wir ergreifen können, um mehr Klarheit darüber zu
erhalten, wo möglicherweise innerhalb der Bundesregierung oder auch in den
Geschäftsbereichsbehörden die Stelle liegt, die zu diesem Vertrauensbruch
beigetragen hat. Ganz konkret prüfen wir derzeit auch, ob es insoweit
sinnvoll ist, eine entsprechende Strafanzeige zu erstatten.

Frage : Ich hatte es schon letzte Woche thematisiert: Ziel der Cyberattacke
ist nicht nur die Bundesregierung, sondern auch die russische Redaktion der
Deutschen Welle geworden. In beiden Fällen ist nicht bewiesen, dass es die
Russen sind. Mehr noch: In Moskau wird gesagt, auch die russischen
Instanzen würden zu Opfern von Cyberattacken. Gibt es einen Dialog zwischen
der Bundesregierung und der Regierung in Russland, in dem man sich
gemeinsame Maßnahmen ausdenkt, um die Sicherheit im Cyberraum für beide
Seiten oder generell für alle zu erhöhen?

Dimroth: Vielen Dank für die Frage. Ich vermute, das geht ein bisschen in
Richtung Auswärtiges Amt - es gibt ja den Cyberdialog. Vielleicht magst du
ergänzen, Maria?

Adebahr: Die Bundesregierung führt mit verschiedensten Regierungen
zahlreiche Dialoge und auch Cyberdialoge mit verschiedenen Partnern - unter
anderem den USA, auch Partnern in Asien, und es gibt auch zahlreiche
informelle Kontakte. Wir reden natürlich auch mit Russland auf
verschiedenen Ebenen und immer wieder über Fragen der Cybersicherheit. Dass
Pressefreiheit, Bürgerrechte und die Wahrung dieser Rechte in Russland für
uns ein hohes Gut ist, haben wir von dieser Bank aus, glaube ich, schon
sehr oft deutlich gemacht.

Zusatz : Mir ging es nicht so sehr um Meinungsfreiheit usw., sondern um
eine eventuelle technische Zusammenarbeit mit den russischen Behörden in
diesem Bereich.

Adebahr: Wie gesagt, es gibt verschiedene Kontakte der Bundesregierung und
auch Gespräche mit verschiedensten Partnern zum Thema Cybersicherheit
global. Weiter kann ich dazu an dieser Stelle nicht ausführen, aber das ist
so und das schließt ganz verschiedene Partner mit ein.

Frage: Herr Dimroth oder jemand anderes: Können Sie erklären, wie es sein
kann, dass ein ausländischer Partnerdienst aus dem Baltikum, wie man hört,
die Bundesregierung darüber informieren muss, dass da Hacker offenbar
erfolgreich waren? Wie kann das sein, können Sie uns eine Erklärung dafür
geben? Warum sind da nicht die Sicherungssysteme der eigentlich
Attackierten aufmerksam geworden?

Zweite Frage: Was bedeutet in diesem Zusammenhang "Snake"? Das taucht in
der Berichterstattung wechselweise als Bezeichnung für eine Software oder
für eine Gruppe auf. Was gilt?

Dimroth: Vielen Dank für Ihre Frage. - Ich hatte eigentlich eingangs
versucht ein gewisses Erwartungsmanagement zu betreiben; das ist in diesem
Fall offensichtlich misslungen. Ich kann zu den technischen Spezifika
dieses kompletten Sachverhaltes nichts beitragen. Ich kann Ihnen allgemein
gerne ausführen, wie wichtig aus unserer Sicht die Zusammenarbeit gerade
auch zwischen Nachrichtendiensten im gesamten Komplex der Sicherheit für
die Bundesrepublik Deutschland und für Europa ist; das können wir gerne
diskutieren. Was den konkreten Sachverhalt betrifft, so kann ich aber, wie
gesagt, weder bestätigen noch dementieren, dass der Ausgangssachverhalt von
Dritten kam oder gar sagen - wenn das denn so gewesen wäre -, von wem.

Das Gleiche gilt in Bezug auf die technische Spezifikation dessen, was Sie
hier gerade als "Snake" bezeichnet haben. Auch insoweit kann ich Ihnen hier
nicht Rede und Antwort stehen. Das hatte ich eingangs versucht sehr
deutlich zu machen.

Zusatzfrage: Es ist offenbar auch nicht ganz gelungen, unser
Erwartungsmanagement deutlich zu machen, das dann vielleicht ein etwas
anderes ist. - Können Sie etwas dazu sagen, wie stichhaltig die Auskunft
immer noch ist, dass die Dinge jetzt unter Kontrolle sind und dass der
Schaden, wie man eben auch lesen kann, ein insofern äußerst begrenzter sei,
weil nur sechs Dokumente abgeflossen seien? Das ist Teil einer
Berichterstattung. Oder fällt das auch unter Ihr Erwartungsmanagement?

Dimroth: Ich hatte schon vor geraumer Zeit einmal das Thema, wie das mit
dem Umgang von eingestuften Informationen ist. Die Tatsache, dass
irgendjemand irgendwas in irgendeine Zeitung schreibt, entpflichtet mich
nicht davon, mit vertraulichen Informationen vertraulich umzugehen - um das
einmal ganz deutlich zu machen -, auch wenn das möglicherweise auf Ihrer
Seite immer wieder auf Unverständnis stößt. Das ist schlichtweg die
Rechtslage. Insofern kann ich mich über diese hier auch nicht hinwegsetzen.

Frage : Ich möchte auf jeden Fall auch noch eine Frage stellen, die
garantiert unterhalb Ihres Erwartungsmanagements liegt, möchte Sie zuerst
aber dennoch kurz fragen: Sie können auch nichts darüber sagen, ob der Hack
noch läuft oder nicht?

Dimroth: In dem Gesamtkomplex IT-Sicherheit ist es bedauerlicherweise
letztlich ähnlich wie in anderen Zusammenhängen, wenn wir über Sicherheit
sprechen: Es gibt keine hundertprozentige Sicherheit. Insofern kann ich
Ihnen auf Fragen wie "Geschieht gerade etwas oder geschieht gerade nichts?"
nie eine hundertprozentige Antwort mit Ja oder Nein geben. Das würde ein
Maß an Erkenntnisdichte insinuieren, das in diesem Kontext schlichtweg nie
zu erreichen ist. Das hat aber auch noch nie jemand behauptet; insofern
wird Sie diese Antwort auch nicht überraschen.

Was den Verlauf des Sachverhalts anbetrifft, so hat der Minister dazu
gestern etwas gesagt. Wenn Sie mich jetzt fragen, wie es sozusagen mit den
ergriffenen Gegenmaßnahmen ist, dann kann ich Ihnen sagen, dass unmittelbar
nach Bekanntwerden der Berichterstattung zu diesem Sachverhalt, an der Sie
ja eine tragende Rolle haben durften, die akute Gefahr durch entsprechende
Gegenmaßnahmen abgewendet wurde - was nicht heißt, dass Maßnahmen damit
komplett abgeschlossen wären; auch das können Sie dem Statement des
Ministers von gestern entnehmen. Das wird sicherlich auch noch eine Zeit
andauern. Die akute Gefahr wurde unmittelbar nach Bekanntwerden abgewendet.

Zusatzfrage : Der Bund arbeitet ja gerade an einer neuen Netzstruktur -
Netze des Bundes. Kann es diesbezüglich durch diesen Hack, der
offensichtlich schon recht lange läuft und auch immer stärker wurde, zu
höheren Kosten oder Zeitverzögerungen kommen? Ist diese neue
Netzinfrastruktur schon betroffen gewesen? Soweit ich weiß, wird sie ja
gerade erst implementiert, insofern ging es darum wahrscheinlich nicht. Die
Frage, ob es Auswirkungen auf das, was da in der Mache ist, stellt sich
aber durchaus.

Dimroth: Tatsächlich ist es so, dass diese neue Netzinfrastruktur, die
sogenannten Netze des Bundes, noch in der Implementierungs- beziehungsweise
fast noch in der Planungsphase ist. Insofern kann ich, ohne zu dem
konkreten Sachverhalt jetzt doch Stellung zu nehmen, allgemein auf den
Zustand dieser Planungen verweisen. Die sind noch nicht im Wirkbetrieb,
wenn man das so sagen will. Ich kann hier und heute aber auch nicht davon
berichten, dass die jetzt gewonnenen Erkenntnisse zu einer Notwendigkeit
von Neuplanungen, zu einem erhöhten Finanzbedarf oder ähnlichem führen.
Denn die Erkenntnis - das muss man ja auch einmal ganz klar sagen -, dass
IT-Sicherheit letztlich immer ein stetes Ringen und ein steter Wettlauf mit
denjenigen ist, die diese IT-Sicherheit durchdringen wollen, ist ja nicht
neu. Dass das in besonderem Maße für die Kommunikation von Regierungen und
damit auch für die Kommunikation unserer Regierung gilt, ist ja auch nicht
neu.

Im Übrigen können Sie beispielsweise auch in den entsprechenden
Lageberichten des BSI nachlesen, wie erfolgreich die sehr intelligenten und
auch weltweit anerkannten IT-Sicherheitsvorkehrungen, die unsere
Kommunikation schützen, sind. Ich kann dazu gerne ein paar Zahlen nennen:
Pro Monat werden durch die Systeme über 50 verseuchte E-Mails abgefangen.
Täglich werden über 5000 Verbindungen zu Schadsoftware verbreitenden
Webseiten unterbunden. Das sind nur einmal zwei Kennzahlen, aus denen für
Sie ganz klar wird, dass es da draußen sehr viele gibt, die ein großes
Interesse daran haben, diese Vertraulichkeit zu brechen, dass es aber eben
gleichzeitig auch eine Reihe von sehr gut funktionierenden Maßnahmen gibt,
die ergriffen wurden, um jedenfalls die absolut überwiegende Zahl solcher
Angriffe erfolgreich abzuwenden.

Frage : Warum galt dieses Netz, also der Informationsverbund Berlin-Bonn,
bisher als sicher?

Dimroth: Das habe ich ja gerade ausgeführt: Weil wir der festen Auffassung
sind, dass es eine Reihe von sehr smarten, sehr intelligenten, sehr gut
funktionierenden, sehr effizienten Vorkehrungen gibt, die genau dieses hohe
Maß an Sicherheit gewährleisten. Ich habe Ihnen gerade Kennzahlen genannt,
wie viele Angriffe durch diese Systeme jährlich, monatlich, täglich
erfolgreich abgewehrt werden. Ich glaube, es gibt auch in der Fachcommunity
durchaus ein gewisses Anerkenntnis für das Maß an Sicherheit, das hier
vorgehalten wird. Dennoch bleibt es bei dem bitteren Befund: Es gibt auch
in diesem Kontext keine hundertprozentige Sicherheit. Das hat aber auch nie
jemand behauptet.

Zusatzfrage : Können Sie das Maß der Sicherheit veranschaulichen? Ist das
ganz, ganz hoch? Es kann ja nicht toll sein.

Dimroth: Es liegt unter hundert Prozent.

Frage: Herr Dimroth, aus dem, was Sie zuletzt gesagt haben, schlussfolgere
ich, dass der Bundesinnenminister auch heute noch dem Bundestag empfehlen
würde, das IVBB für seine Kommunikation zu nutzen, weil es das sicherste
Bundesnetz und Infrastrukturnetz für zu schützende Kommunikation ist, so
wie er das vor eineinhalb Jahren nach dem Angriff auf den Bundestag gemacht
hat?

Meine zweite Frage dazu: Woran liegt es, dass der Innenminister oder die
Bundesregierung in diesem Zusammenhang bisher noch keine Strafanzeige gegen
Unbekannt wegen Geheimnisverrat durch die Berichterstattung gestellt hat?
Sucht man da noch den Ansatz eines Tatverdächtigen, muss die Regierung
darüber beschließen, ob man so etwas macht, oder woran liegt es, dass das
noch nicht geschehen ist?

Dimroth: Ihre erste Frage, ob er diese Empfehlung heute eins zu eins so
aussprechen würde, müsste ich an den Bundesminister weitergeben. Was er
sicherlich tun würde, wäre - genau wie ich das gerade getan habe -, darauf
hinzuweisen, dass wir nach wie vor der festen Überzeugung sind, dass die
Systeme, die wir einsetzen, ein sehr, sehr hohes Maß an Sicherheit
gewährleisten - noch einmal: ohne den Zustand zu hundert Prozent erreichen
zu können; das ist schlichtweg denklogisch nicht möglich. Wir erkennen aber
auch an - ohne dass ich da jetzt in die Einzelheiten gehen kann, und zwar
nicht etwa wegen Vertraulichkeit, sondern weil ich zugeben muss, dass ich
mich dafür nicht hinreichend technisch qualifiziert sehe -, dass der
Bundestag nach dem Bekanntwerden der IT-Sicherheitsprobleme dort ja eine
Reihe von Maßnahmen ergriffen hat, sodass das IT-Sicherheitsniveau, das der
Deutsche Bundestag derzeit gewährleistet, sicherlich ein sehr viel höheres
ist als in der Vergangenheit. Schon deswegen fällt es mir schwer, eine
Aussage darüber zu treffen, ob dieses Angebot, sagen wir einmal, heute noch
mit dieser Pointiertheit ausgesprochen würde.

Zur Frage der Strafanzeige: Da gibt es natürlich viele Dinge, die man
abwägen muss, zum Beispiel auch die Frage der Sinnhaftigkeit. Da muss man
beispielsweise erst einmal schauen: Wie groß war der Kreis derjenigen, die
diese Informationen überhaupt hatten? Man muss also schauen, ob es
letztlich auch mit einer Erfolgsaussicht versehen ist, dass man eine solche
Maßnahme ergreift, und ob es vielleicht auch niederschwelligere Maßnahmen
gibt, die man ergreifen kann. Es gibt, wie Sie wissen, das Instrument der
dienstlichen Erklärung, also dass man all diejenigen, die - jedenfalls
soweit man das nachvollziehen kann - mit diesen Informationen versorgt
waren, dazu auffordert, eine entsprechende Erklärung abzugeben, dass sie
die Informationen nicht weitergegeben haben. Das ist ein Abwägungsprozess,
man muss also die Vor- und Nachteile eines solchen Schritts
gegeneinanderstellen und wird dann zu einem Ergebnis kommen, das eine oder
das andere zu tun. Dafür ist im Übrigen kein Kabinettsbeschluss
erforderlich.

Zusatzfrage: Können Sie mir die Aufregung um den Cyberangriff noch einmal
erklären, wo doch nur "NfD"-Dokumente über das IVBB kommuniziert und
transferiert werden dürfen? Wenn etwas wirklich geheim ist, ist es ja
ausdrücklich gesetzlich untersagt, sich dieses Netzes zu bedienen. Es ging
also um eine Geheimhaltungsstufe, die eine Stufe über derjenigen der
Urlaubsanträge von Mitarbeitern liegt oder so.

Dimroth: Dieser Hinweis ist völlig zutreffend und ist natürlich auch für
die Gesamtbeurteilung der Situation sehr wichtig: Der IVBB ist nur für
Dokumente bis maximal "VS-NfD", also "Verschlusssache - Nur für den
Dienstgebrauch" zugelassen. Alle darüber liegenden Geheimhaltungsstufen,
die dann natürlich sehr viel relevanter sind, werden nicht über den IVBB
kommuniziert, weil es schlichtweg nicht zugelassen ist; da haben Sie völlig
recht.

Was die Frage der Aufregung anbetrifft, bin ich, ehrlich gesagt, nicht der
richtige Adressat. Ich kann Ihnen hier dazu jedenfalls sicherlich keinen
Beitrag leisten.

Frage : Jetzt hätte ich fast meine Frage vergessen. - Können Sie vielleicht
im Allgemeinen etwas dazu sagen, ohne in die Details zu gehen? Vielleicht
liegt die mögliche Aufregung auch hinter der Frage, ob den
Sicherheitsbehörden klar ist: Hat man den Hack jetzt schon komplett
erkannt, oder kann es durchaus sein, dass so eine Schlange sich durch das
gesamte Netz wühlt und möglicherweise noch ganz andere Bereiche - etwa das
Kanzleramt - mit ihrem Gift zersetzt?

Dimroth: Ich hatte ja gesagt beziehungsweise der Minister hatte gestern
gesagt, dass das, worüber wir hier reden, isoliert und kontrolliert
abgelaufen ist. Ich habe Ihnen gerade gesagt, dass nach Bekanntwerden des
Sachverhalts die entsprechenden Kolleginnen und Kollegen des BSI sehr
schnell tätig geworden sind und die akute Gefahr abgewendet haben.

Alles andere, was Sie jetzt fragen, setzt erstens voraus, dass ich Ihnen
bestätigen würde, dass es sich um eine bestimmte Angriffsrichtung und
Angriffsart handelt. Das kann ich nicht, das hatte ich eingangs gesagt.
Insofern würden alle Folgefragen sozusagen diesen Ausgangspunkt haben, den
ich hier, wie gesagt, weder bestätigen noch verneinen kann. Ich bleibe dann
insoweit auch bei meiner allgemeinen Aussage: Eine hundertprozentige
Antwort mit Ja oder Nein werde ich Ihnen hierfür nicht geben können.

Frage : Herr Dimroth, eine Frage zu der Zahl der Angriffe, die Sie eben
genannt haben: Experten sagen, es gebe Technologien, die zwar nicht den
Computer feststellen können, von dem der Angriff kommt, aber zumindest die
Richtung, aus der die Angriffe kommen. Gibt es neue Erkenntnisse dazu,
woher diese Angriffe - nicht unbedingt bezogen auf diesen konkreten Fall
mit dem "Snake" oder wie auch immer, sondern generell die Angriffe, die Sie
erwähnen - überhaupt kommen? Kommen die nun aus Russland, oder ist das
nicht nachweisbar?

Dimroth: Zu diesem konkreten Vorgang kann ich hier aus den genannten
Gründen auch insoweit keine feststehende Antwort präsentieren. Ganz
grundsätzlich ist es aber so, dass Sie weitreichende Ausführungen der
Erkenntnislage der Bundesregierung zu den von Ihnen gestellten Fragen in
den Verfassungsschutzberichten der letzten Jahre lesen können. Darin werden
Sie seitenweise Ausführungen darüber finden, wo aus Sicht der Dienste - in
dem Fall des Inlandsnachrichtendienstes - die Hauptgefahren herrühren -
auch regional zugeordnet herrühren.

Die Frage der Attributierbarkeit, also der Nachweisbarkeit eines konkreten
Angreifers, auch nur regional, ist jedenfalls in dem Kontext Cyber, über
den wir hier sprechen, ohnehin eine sehr schwierige. Es gibt natürlich
verschiedenste Möglichkeiten, wie man sich einer solchen Frage nähern kann.
"Wer hat daran ein Interesse?", "Gibt es bestimmte Muster, die man
vielleicht regional zuordnen kann?" - solche Fragen kann man stellen, um
mindestens einmal eine Plausibilitätsanalyse anstellen zu können. Aber die
sogenannte "smoking gun", von der man sonst sozusagen in Ermittlungen
spricht, ist in diesem Kontext - jedenfalls in der Regel - nicht so ohne
Weiteres aufzufinden.

Frage : Herr Seibert, sieht die Kanzlerin in irgendeiner Form eine
Notwendigkeit, mit Herrn Putin vielleicht einmal grundsätzlich - Frau
Adebahr hatte sich ja schon ein bisschen in diese Richtung geäußert -
darüber zu unterhalten, was die russischen Nachrichtendienste oder mit
ihnen verbundene Hackergruppen in Deutschland anrichten?

StS Seibert: Das BSI und die Nachrichtendienste sind jetzt dabei, diesen
sicherheitsrelevanten Vorfall zu untersuchen, auszuwerten und Lehren daraus
zu ziehen. Mehr habe ich hier nicht zu sagen.

Frage : Herr Seibert, wann hat die Kanzlerin von diesem Angriff, von diesem
Vorfall, erfahren - jetzt aus der Zeitung oder schon im Dezember?

Herr Dimroth, wenn Sie vom Verfassungsschutzbericht sprechen: Er strotzt ja
vor Halbwahrheiten. Da ist von der NSA nie die Rede, immer nur von Russen,
Chinesen und Iraner, vielleicht einmal ein bisschen Türkei. Also war das
jetzt ein ernst gemeinter Hinweis, da hineinzusehen? Die NSA ist in der
Lage, auch Angriffe zu fingieren und aussehen zu lassen, als ob das aus
China oder aus Russland kommt. Das wissen wir.

StS Seibert: Ich bitte um Verständnis dafür, dass die Bundesregierung über
interne Informationswege, wenn notwendig, dem parlamentarischen
Kontrollgremium Auskunft geben wird.

Dimroth: Wenn Sie mich fragen, ob das ernst gemeint ist, was ich hier
gesagt habe, dann darf ich davon ausgehen, dass diese Nachfrage nicht ernst
gemeint ist, und würde deswegen gern auf eine Antwort verzichten.

Frage : Eine ganz einfache und sehr ernst gemeinte Frage: Stimmt es, dass
der IVBB nur drei Monate zurücklogt, welche Aktivitäten stattgefunden
haben?

Dimroth: Ja, das stimmt. Das ist aber nicht etwa so, weil der IVBB das so
will, sondern weil der Gesetzgeber aufgrund von datenschutzrechtlichen
Bedenken, die von dritter Seite geltend gemacht wurden, im BSI-Gesetz eine
entsprechende dreimonatige maximale Speicherfrist festgeschrieben hat und
damit die Betreiber verpflichtet, nach drei Monaten entsprechende Dateien
zu löschen. Das wird sicher ein Thema sein, das man auch im Kontext der
aktuellen Diskussion noch einmal in den Blick nehmen wird, ob diese aus
datenschutzrechtlichen Gründen sehr restriktive Regelung so zeitgemäß ist.

Zusatzfrage : Daran schließt sich natürlich die Frage an: Wie können Sie
sich sicher sein, was in der Vergangenheit passiert ist, wenn Sie nur drei
Monate zurücksehen können?

Dimroth: Ich kann mich nicht erinnern, dass ich hier davon berichtet hätte,
dass ich mir sicher bin zu wissen, was in der Vergangenheit passiert ist.

Zusatzfrage : Ich hatte die Äußerungen der vergangenen Tage aus Ihrem Hause
so verstanden, dass man den Angriff erkannt habe und auch nachvollziehen
könne, was dabei geschehen ist. Wenn ich das jetzt falsch verstanden habe,
korrigieren Sie mich bitte. Sie sagen: Wir wissen auch nicht, was an Daten
abgeflossen ist. Wir wissen auch nicht, auf was Zugriff da war. - Darauf
wäre jetzt die naheliegende Schlussfolgerung zu sagen: Wir wissen
eigentlich nur für die vergangenen drei Monate ab Zeitpunkt der
Kenntnisnahme von diesem Angriff.

Wenn das ganze Ding nun schon seit 2016 drin war, dann hat man doch ein
paar Monate ein Loch dazwischen. Da weiß man doch eigentlich gar nichts
oder?

Dimroth: Ich glaube, da sind jetzt in Ihrer Frage ein paar Widersprüche
versteckt. Denn wenn man von dem Zeitpunkt des Erkannten her ausgeht, dann
braucht man keine retrograde Speicherpflicht. Dann hat man das sozusagen
erkannt. Insofern ist schon das ein Widerspruch in Ihrer Frage. Wenn ich
einen Angriff erkenne, dann brauche ich keine retrograde Speicherpflicht,
sondern dann habe ich ihn erkannt und kann entsprechende Maßnahmen
ergreifen, um Erkenntnisgewinne in Echtzeit zu generieren. Dann brauche ich
keine retrograde Speicherpflicht. Die Frage ist nur, wenn ich ihn erkenne:
Wie lange kann ich zurück schauen? Für diese Frage ist das relevant.
Insofern müsste man so herum an die Sache herangehen.

Aber die Frage läuft ja letztlich darauf hinaus zu erfragen: Was genau ist
von wem und durch wen abgeflossen oder nicht abgeflossen? Da hatte ich
eingangs schon gesagt, dass ich hier aus Gründen der Vertraulichkeit und
des Geheimschutzes nichts sagen kann. Mehr fällt mir jetzt dazu auch beim
fünften Versuch nicht ein.

Frage : Ich muss noch einmal aus aktuellem Anlass ganz kurz zum Thema Stahl
zurückkommen. Offenbar ist der US-Präsident vor ein paar Minuten aufgewacht
und hat gleich getwittert: Handelskriege sind gut. Sie sind einfach zu
gewinnen.

Wenn man das liest, wie groß ist eigentlich die Hoffnung der
Bundesregierung, dass man jetzt in Gesprächen mit der amerikanischen Seite
irgendwelche Abmilderungen aushandeln kann und irgendein Deal hinbekommt?
Oder muss man sich nicht angesichts eines solchen Tweets darauf einstellen,
dass das einfach ein Handelskrieg wird?

StS Seibert: Ich denke, über die Haltung der Bundesregierung zu diesem
Thema ist jetzt wirklich - jedenfalls für heute und für diese Veranstaltung
- alles gesagt. Diese Haltung hat sich in den letzten achtzehn Minuten auch
nicht verändert. Deswegen könnte ich jetzt nur noch einmal all das
aufsagen, was wir heute schon intensiv besprochen haben.

Frage: Ich würde gern zu Russland kommen. Der russische Präsident hat
gestern, Herr Seibert, in seiner Rede an die Nation - oder wie das auch
immer heißt - eine neue Generation von Atomwaffen vorgestellt, die als
direkte Bedrohung sowohl für Europa als auch für die Amerikaner gedacht
sind. Wie bewertet die Bundesregierung das?

Eine Frage an das Verteidigungsministerium: Der russische Präsident hat in
dieser Rede ausdrücklich vorgestellt, dass sämtliche Abwehrsysteme, die es
dazu gibt, offenbar - das sagt er - völlig unwirksam seien. Hält das das
Verteidigungsministerium, die Bundeswehr, für plausibel?

StS Seibert: Wenn ich vielleicht anfange: Die Äußerungen, die der russische
Präsident Putin etwas mehr als zwei Wochen vor der russischen
Präsidentschaftswahl gestern über die Einführung und Entwicklung neuer
Waffensysteme gemacht hat, beunruhigen uns. Sie sind zu sehen vor dem
Hintergrund der ohnehin seit längerem laufenden umfangreichen
Modernisierung des russischen Militärs einschließlich der Nuklearwaffen und
vor dem Hintergrund der Zweifel, die es an der Einhaltung internationaler
Verträge und Abkommen durch Russland gibt. Uns besorgt dabei das gesamte
sicherheitspolitische Verhalten Russlands, angefangen - noch einmal - von
der eklatanten Verletzung des Völkerrechts durch die Annexion der Krim. Es
geht über die Drohgebärden gegenüber Nachbarstaaten, auch militärischen
Drohgebärden, weiter bis hin zum bewussten Unterlaufen
rüstungskontrollpolitischer Vereinbarungen.

Vielleicht noch eins, weil das gestern eine gewisse Rolle gespielt hat und
weil uns ja alle zusammen die Lage in Syrien empört: Wir sehen den Einsatz
der russischen Waffensysteme in Syrien mit besonders großer Sorge. Es gibt
angesichts der wirklich grauenvollen Lage der syrischen Zivilbevölkerung
wirklich keinen Anlass für Stolz auf bestimmte Waffenentwicklungen oder den
Einsatz bestimmter russischer Waffen vor Ort, wie er gestern in dieser
Veranstaltung in Moskau zum Ausdruck kam.

Ich wiederhole es nochmals: Angesichts der bestehenden Zweifel an der
Einhaltung von Verträgen durch Russland sehen wir Russland in der Pflicht,
diese Zweifel klar auszuräumen. Es ist an Russland, zu einem Rahmen
beizutragen, in dem dringend benötigte Gespräche zur Rüstungskontrolle und
Abrüstung stattfinden können. In dieser Hinsicht waren die gestrigen
Äußerungen wenig hilfreich.

Vielleicht noch zwei Dinge: Es gab den Vorwurf, man höre Russland nicht zu.
Dieser Vorwurf trifft keinesfalls zu. Wir setzen den Dialog mit Russland
fort - auch da, wo es schwierig ist, auch bei den schwierigen Themen wie
Ukraine und Syrien. Das werden wir auch in Zukunft tun. Es ist an Russland,
die bestehenden Gesprächsangebote konstruktiv zu nutzen.

Ein Letztes: Es wurden auch Äußerungen zur Stationierung der im Übrigen
rein defensiven Nato-Raketenabwehr gemacht, die wir nicht nachvollziehen
können. Die Nato hat wiederholt klargestellt, dass sich diese Raketenabwehr
in keiner Weise gegen Russland richtet. Das ist mehrfach klar und deutlich
kommuniziert worden. Es findet sich so auch in den öffentlichen
Verlautbarungen der Nato.

Flosdorff: Es wird Sie sicherlich nicht überraschen, dass
selbstverständlich die Ausführungen des russischen Präsidenten sehr
aufmerksam wahrgenommen worden sind, nicht nur in Deutschland, sondern auch
im Rahmen des Verteidigungsbündnisses der Nato. Dort wird das analysiert
werden. Die Nato wird sich dazu ihre Gedanken machen. Sie haben sicherlich
alle ein großes Verständnis dafür, dass das keine Themen sind, die
irgendwie in der Regierungspressekonferenz verhandelt werden.

Frage : Herr Seibert, ich würde gern zwei Nachfragen zu dem stellen, was
Sie gesagt haben. Zum einen, was die politischen Folgen angeht: Erwarten
Sie jetzt eigentlich ein richtig neues Wettrüsten zwischen den USA und
Russland?

Die zweite Frage, die Sie auch erwähnt haben, zum Dialog: Tatsächlich ist
die Kanzlerin unter den westlichen Politikern wohl diejenige, die am
meisten mit dem russischen Präsidenten spricht, am Telefon oder auch
persönlich. Hat denn der russische Präsident der Kanzlerin auch einmal
gesagt, was er eigentlich will? Er beklagt ja, dass der Westen auf seine
Wünsche nicht eingeht. Aber ist denn der Kanzlerin klar, was der russische
Präsident möchte?

StS Seibert: Ich möchte hier nicht weiter - das steht mir auch gar nicht zu
- den russischen Präsidenten interpretieren. Er hat sich gestern ja sehr
ausführlich geäußert. Die Reaktion der Bundesregierung auf diese Äußerungen
habe ich jetzt hier vorgetragen. Es ist in der Tat so, dass wir überzeugt
sind, dass Dialog sinnvoll und notwendig ist. Wir stehen zu diesem Dialog.
Wie gesagt: Auch da, wo es wirklich schwierige Themen gibt, wo uns
erhebliche Meinungsverschiedenheiten trennen, stehen wir zu diesem Dialog
zur Verfügung und haben ihn im Falle der Ukraine sogar mit großem
Engagement vorangetrieben.

Zusatzfrage : Könnten Sie noch etwas zur ersten Frage - zum Wettrüsten -
sagen?

StS Seibert: Das ist jetzt beinahe schon banal zu sagen: Ein Wettrüsten ist
im Interesse von niemandem. Das höre ich ja auch aus Russland heute Morgen.
Dennoch bleiben die gestrigen Ankündigungen von neuen Waffensystemen im
Raum und beunruhigen uns. Darüber habe ich gesprochen.

Frage : Ergänzend dazu nur kurz gefragt: Sind denn in dem Gespräch der
Kanzlerin gestern mit Herrn Trump konkrete Verabredungen herausgekommen,
dass man dieses Thema in irgendwelchen internationalen Foren oder
Kooperationsgruppen aufbringen will, in denen auch Russland sitzt? Ich weiß
nicht, ob die G20 dafür ein Forum sein könnte. Aber ist man jetzt auch
konkret im Dialog mit Russland?

StS Seibert: Zunächst einmal ist es selbstverständlich, dass man innerhalb
der Nato beraten wird, was solche Ankündigungen für die Sicherheit des
Bündnisses und seiner Mitglieder bedeuten, und man auch über geeignete
Antworten spricht. Wir haben uns immer dafür eingesetzt, dass die Nato die
Gesprächskanäle mit der russischen Seite offenhält und auch nutzt.

Frage : Zum Verständnis: Die Kanzlerin hat mit Herrn Trump über die
russischen Atompläne geredet, nicht über die amerikanischen Atompläne, die
die Bundesregierung auch kritisiert? Habe ich das richtig verstanden?

StS Seibert: Ich habe Ihnen über das Gespräch der Bundeskanzlerin mit Herrn
Trump mitgeteilt, was darüber mitzuteilen ist.

Zusatzfrage : Warum hat die Kanzlerin nicht die amerikanischen
Atomwaffenpläne mit Herrn Trump besprochen? Ich meine, Herr Putin führt an,
dass das ein oder der Grund ist, warum die Russen jetzt mitmachen.

StS Seibert: Ich habe Ihnen nichtsdestotrotz zu dem gestrigem Telefonat
nichts mehr hinzuzufügen. Die Haltung der Bundesregierung in der
Nuklearfrage haben wir hier auch ausführlich diskutiert, zuletzt, glaube
ich, anlässlich der Verleihung des Friedensnobelpreises. Wir sind Anhänger
des "Global Zero"-Ziels und wollen die vollständig nachprüfbare weltweite
Abschaffung nuklearer Waffen. Das ist eine Verpflichtung. So findet es sich
im Übrigen auch in den einschlägigen Dokumenten.

Dennoch - das haben wir hier sehr ausführlich besprochen - leben wir in
einer Welt, in der von einigen Staaten nukleare Waffen weiterhin als ein
Mittel militärischer Auseinandersetzung betrachtet werden. Solange dies so
ist und solange Deutschland und Europa auch weiterhin davon bedroht sind,
besteht die Notwendigkeit fort, eine nukleare Abschreckung
aufrechtzuerhalten. Diese leistet für uns - denn Deutschland ist nicht
Nuklearmacht - die Nato.

Frage : Herr Flosdorff, ich möchte Sie doch noch einmal bemühen. Ich weiß
zwar nicht, ob es gestern im Verteidigungsministerium so eine Art Public
Viewing gegeben hat, als die Präsentation des russischen Präsidenten
stattfand, aber bestimmt haben sie einige Kollegen verfolgt. Mich würde
interessieren, ob diese Präsentation für glaubwürdig und realistisch
eingeschätzt wurde.

Flosdorff: Ich glaube, Ihre Frage zielt jetzt nicht auf Regierungshandeln,
zu dem wir von dieser Regierungsbank Auskunft geben. Ich habe eben meine
Sache dazu gesagt. Das werden wir natürlich sorgfältig innerhalb der Nato
analysieren. Die Nato, unser Verteidigungsbündnis, wird ihre Position dazu
finden. Ich kann von heute auf gestern jetzt nicht erkennen, dass sich
daran schon irgendetwas geändert hätte. Deswegen bitte ich Sie einfach, mit
der Auskunft zufrieden zu sein.

Frage : Frau Adebahr, zu Afghanistan gab es vor zwei Tagen eine Meldung,
dass ein deutscher Taliban in Helmand gefangen wurde. Ich habe da auch mit
Regierungsquellen in Kabul gesprochen: Er lebt offenbar. Haben Sie dazu
eigene Erkenntnisse? Wer ist dieser Mann? Was können Sie uns sagen?

Adebahr: Uns sind die Berichte über die Festnahme eines mutmaßlichen
deutschen Staatsangehörigen in Helmand in Afghanistan bekannt. Uns ist auch
bekannt, dass die Nato oder Nato-Offizielle von der Festnahme eines
deutschen Taliban - so wurde es formuliert - sprechen.

Das Auswärtige Amt kann diese Meldung zum jetzigen Zeitpunkt nicht
bestätigen. Denn wir haben keine gesicherte Kenntnis darüber, ob es sich in
diesem Fall tatsächlich um einen deutschen Staatsangehörigen handelt oder
nicht. Wir wissen auch noch nicht, auf welcher Grundlage die deutsche
Staatsangehörigkeit bei diesem Verhafteten festgestellt sein sollte.

Unsere Botschaft ist mit den afghanischen Behörden in Kontakt. Sollte es
sich um einen deutschen Staatsangehörigen handeln, dann würden wir ihn
selbstverständlich konsularisch betreuen. Im Moment arbeiten wir daran, die
Informationen mit Hochdruck zu verifizieren.

Frage: Können Sie bestätigen, dass es sich um einen Menschen handelt, der
in holländischer Sprache kommuniziert?

Adebahr: Das kann ich für das Auswärtige Amt nicht. Ich habe die
Presseberichte gelesen. Wie gesagt: Uns liegen keine verlässlichen
Informationen über diesen Verhafteten vor.

Frage : Darf ich über andere deutsche Gefangene in der Türkei noch eine
Frage stellen?

Frau Adebahr, können Sie uns sagen, wie es den anderen deutschen Gefangenen
in der Türkei aktuell geht? Hat man mittlerweile zu allen eine
konsularische Betreuung hergestellt?

Adebahr: Es sind noch vier deutsche Inhaftierte, bei denen wir davon
ausgehen müssen, dass es sich um politische Haftvorwürfe handelt. Meines
Wissens haben wir zu allen vier Verbliebenen konsularischen Zugang, und wir
arbeiten weiter daran, auch für diese Fälle eine gute Lösung zu finden.

Frage : Ich wollte noch einmal zu Afrin kommen. Was macht die
völkerrechtliche Prüfung des türkischen Angriffs, Frau Adebahr?

Adebahr: Da habe ich Ihnen keine Neuigkeiten mitgebracht.

Frage : Ich habe noch kurz das Thema Syrien: Ich wollte das Auswärtige Amt
einfach bitten, jetzt nach ein paar Tagen so etwas wie eine kleine Bilanz
zu ziehen. War die UN-Resolution und das, was an Versuchen eines
Waffenstillstandes unternommen worden ist, in irgendeiner Weise ein Schritt
vorwärts oder muss man schlichtweg von einem Fehlschlag sprechen?

Adebahr: Wir müssen in der Tat konstatieren, was wir in den letzten Tagen
auch gesehen haben, dass die Lage in Ost-Ghouta dramatisch bleibt. Die
Kampfhandlungen sind zurückgegangen, aber nicht eingestellt worden. Es gibt
nach wie vor, was die Ghouta betrifft, keine Zivilisten, die das Gebiet
verlassen haben noch sind Hilfskonvois hineingelangt.

Was wir von dem russischen Vorschlag einer fünfstündigen Feuerpause täglich
halten, das haben wir hier auch schon kundgetan, nämlich dass das nicht dem
vollständigen Geist der Sicherheitsratsresolution entspricht und das, wenn
überhaupt, nur ein erster Schritt sein kann. Auch dieser hat noch nicht zu
Ergebnissen, zu konkreten Verbesserungen für die Menschen in diesem Gebiet,
geführt. Das muss man leider bisher sagen.

Frage: Woran liegt es nach Ihren Erkenntnissen, dass sich noch niemand von
der Zivilbevölkerung auf den Weg durch die Fluchtkorridore gemacht hat? Ist
die Zeit zu kurz? Kann man Schuldige festmachen? Wäre es hilfreich, wenn
diese Zeit des Waffenstillstands verlängert würde, oder sind es
möglicherweise islamistische Gruppierungen, die die Zivilbevölkerung daran
hindern? All dieses ist denkbar. Welches ist Ihr Lagebild?

StS Seibert: Wenn ich dazu ganz kurz etwas sagen darf:

Erstens. Diese von russischer Seite erklärte fünfstündige Waffenruhe wird
ja nicht durchgehalten. Sie wird insbesondere vom syrischen Regime
fortwährend gebrochen.

Zweitens - das hat die UN ja sehr klar gestellt -: Aufgrund der Erfahrungen
mit dem Regime reichen fünf Stunden im Leben nicht. 48, 72 Stunden wären
erforderlich, um einen bestehenden Korridor für humanitäre Lieferungen auch
wirklich nutzen zu können. Dafür fehlt es schon an den erforderlichen
Genehmigungen durch das Regime. Also die Luft- und Bodenangriffe auf
Ost-Ghouta gehen weiter. Man muss es wirklich besonders zynisch nennen,
dass das Regime in Damaskus nur einen Tag nach Verabschiedung dieser
UN-Resolution erneut Chlorgas gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt hat.
Wir appellieren an alle Konfliktparteien, diese UN-Resolution voll
umfänglich umzusetzen. Da sehen wir weiterhin ganz besonders Russland in
der Verantwortung.

Zusatzfrage: Sie haben es eben als Tatsachenbehauptung genannt: Chlorgas
gegen die eigene Bevölkerung. Das ist eine erwiesene Tatsache, weil Sie die
Lage dort kennen. Man macht sich dort gegenseitig dafür verantwortlich. Sie
kennen Beweise, dass Chlorgas seitens des Assad-Regimes gegen die
Bevölkerung eingesetzt wurde?

StS Seibert: Das ist der Stand der Informationen.

Frage : Herr Flosdorff, ich würde Sie gerne noch einmal wegen des
Freiburger oder Staufener Missbrauchsfalls fragen. Es gibt Berichte, dass
Kameraden einen anderen Kameraden in Vernehmungen gedeckt hätten und es
gebe jetzt Disziplinarverfahren. Stimmt es, dass es Disziplinarverfahren
gibt? Wie haben sich die Soldaten geäußert? Kann man dazu etwas sagen?

Flosdorff: Man sollte ein paar Sachen nicht vermengen.

Es gibt den fürchterlichen Missbrauchsfall in Freiburg, bei dem auch - das
war ja schon Gegenstand der Presseberichterstattung - ein Soldat der
Bundeswehr beteiligt war. Dabei handelt es sich um einen
Stabsfeldwebel/Unteroffizier, der in der Deutsch-Französischen Brigade in
Illkirch stationiert ist und gegen den nach unseren Informationen auch
schon im Januar in Freiburg Anklage erhoben worden ist.

Parallel laufen Disziplinarverfahren gegen diesen Soldaten in der
Bundeswehr, die sich an das strafrechtliche Verfahren anschließen werden,
wenn dieses abgeschlossen ist.

Im Zuge der weiten Aufklärung dieses Falls hat die Bundeswehr, insbesondere
der Standort Illkirch, sehr intensiv mit der Staatsanwaltschaft Freiburg
zusammengearbeitet. Man hat das Umfeld des Stabsfeldwebels intensiv
ausgeleuchtet, auch seine berufliche Entwicklung bis dahin. Er war schon
einmal vorbestraft und ist 2008 wegen des Besitzes kinderpornografischen
Materials belangt worden. Er ist damals in der Bundeswehr vom
Truppendienstgericht degradiert worden. Die Strafe war aber nicht so hoch,
dass er aus der Bundeswehr entfernt worden ist.

Im Zuge dieser Befragungen hat man weitere Erkenntnisse erlangt - das ist
auch Gegenstand der jetzigen Berichterstattung am Standort -, wie sich
dieser Soldat in den vergangenen Jahren dort verhalten hat. Es sind
unterschiedlichste Vorwürfe von Kameraden auf derselben Ebene erhoben
worden, die den Verdacht auf weitere Dienstvergehen in dieser Zeit
begründen.

In dem Zusammenhang hat man sich natürlich die Fragen gestellt: Wie haben
seine Vorgesetzten dort am Standort auf dieses Verhalten reagiert? War
ihnen das bekannt? War dieses an sich schon anstößige Verhalten im normalen
Dienst ein Dienstvergehen oder haben sie das gedeckt oder haben sie
vielleicht sogar von seinen kinderpornografischen Neigungen und der
konkreten Planung dieses Falles in Freiburg gewusst? Diesen Vorwürfen ist
man vonseiten der Disziplinarverantwortlichen innerhalb des Heeres intensiv
nachgegangen. Es hat in den vergangenen Wochen 52 Befragungen, Vernehmungen
gegeben, indem man das ganze Umfeld abgeklopft hat. Ergebnis ist: Es haben
sich nicht alle dieser teilweise saftigen Vorwürfe erhärten lassen, einige
aber schon.

Davon zu trennen sind die Fragen: Haben die Vorgesetzen davon gewusst?
Haben die Vorgesetzten das vielleicht gedeckt? Dafür haben sich im Zuge
dieser 52 Vernehmungen und Befragungen des Umfeldes keine Beweise und
Nachweise finden lassen. Trotzdem hat es ein Disziplinarverfahren gegen den
Kompaniechef gegeben. Das ist aber nicht darin begründet, dass er den jetzt
angeklagten Soldaten im Freiburger Verfahren gedeckt hätte, sondern
dadurch, dass er in einer ersten Vernehmung eine unwahre Aussage gemacht
hat, die er später korrigiert hat.

Folge ist, dass dieser Kompaniechef von seiner Aufgabe als Kompaniechef in
Illkirch entbunden worden ist, dass er einen sogenannten strengen Verweis
erhalten hat und dass er von der Teilnahme an einem Generalstabslehrgang,
für den er für das Frühjahr vorgesehen war, ausgeplant worden ist.

Zusatzfrage : Sie haben gesagt, einige der Vorwürfe hätten sich erhärten
lassen. Können Sie sagen, in welchem Bereich diese Vorwürfe waren?

Flosdorff: Das waren Vorwürfe, die auch der Presse zu entnehmen sind - ich
sage jetzt nicht, was sich erhärtet hat und was nicht -, zum Beispiel die
private Nutzung eines Dienst-KfZ in mehreren Fällen, Missbrauch der
Befehlsbefugnis, also dass er andere Soldaten dazu angehalten hat, als
Vorgesetzter bestimmte Tätigkeiten zu unternehmen, die sachlich keinen
Bezug zur dienstlichen Aufgabe hatten; Surfen auf Seiten mit sexuellem
Inhalt auf seinem Privathandy während der Dienstzeit, Aufforderung von
Kameraden zum Teilen von explizitem Videomaterial. Das sind die Vorwürfe,
die im Zuge dieser Befragungen rund um die Aufklärung des Freiburger Falls
offenbar geworden sind und denen wir natürlich vonseiten der Bundeswehr
intensiv nachgegangen sind.

Frage: Herr Flosdorff, in diesem Zusammenhang war die Schlagzeile zu lesen,
die Ministerin wolle alle Kinderschänder aus der Bundeswehr entfernen.
Plant die Ministerin eine Änderung des Dienstrechts? Ist das überhaupt so
einfach möglich, weil das ja alles Beamtenverhältnisse sind, die für alle
Beamten des Bundes gelten?

Sie haben gesagt, der Stabsfeldwebel sei schon einmal vorbestraft gewesen
oder es sei mindestens 2008 ein Verfahren gegen ihn eingeleitet worden. Ist
es überhaupt möglich, solche Vorfälle nach dem Dienstrecht sozusagen
einfach zu exekutieren, nach dem Motto "Man könnte sie aus der Bundeswehr
entfernen"?

Flosdorff: Das ist eine berechtigte Frage, die Sie stellen. Es gibt zwei
Stellschrauben.

Es ist so: Wenn wir Soldaten bei uns haben, die sich Straftaten, welcher
Art auch immer, zu Schulden kommen lassen, dann gibt es sowohl die
strafrechtliche, die zivile Schiene, aber auch die disziplinarrechtliche
Schiene innerhalb der Bundeswehr. Die strafrechtliche Schiene läuft
ohnehin, innerhalb der disziplinarrechtlichen Schiene gibt es immer einen
Ermessensspielraum, wie man bestimmte Taten ahndet, wie man sie einstuft,
wie man sie gewichtet. Dann hat man einen Handlungsspielraum.

Es gibt eine Rechtsprechung - das ist wiederum alles überprüfbar -, was
also die bundeswehreigenen Gerichte, Disziplinaranwälte durch externe
Gerichte, durch interne unabhängige Gerichte entscheiden. Es gibt eine
geltende Rechtsprechung, die zum Beispiel sagt: Eine Entlassung ist für ein
bestimmtes Delikt eine zu harte Maßnahme. Bei Kinderpornografie,
Kindesmissbrauch galt bisher die geltende Rechtsprechung, dass es bei
Verurteilungen außerhalb der Bundeswehr oder durch ein Truppendienstgericht
von unter einem Jahr nicht zu einer Entlassung kommt.

Die Ministerin hat jetzt angewiesen - - Das war Ende Januar im Zuge dieses
Freiburger Falles, als offenbar wurde, dass auch der betreffende Soldat,
der dem Ansehen der Bundeswehr und der übrigen Soldaten einen großen
Schaden zufügt, schon einmal einschlägig vorbestraft war. Warum ist so
jemand noch in der Bundeswehr? Hätte man nicht vorher vielleicht doch
stärker auf Entlassung dringen können? Das soll künftig in jedem einzelnen
Fall durchexerziert werden. Das heißt, sowohl bei Soldaten, die wir
unterhalb von vier Jahren bei uns haben - da gibt es personalrechtliche,
aber auch statusrechtliche Maßnahmen -, werden wir jetzt in jedem Fall
immer auf Entlassung dringen. Es kann sein, dass natürlich irgendwelche
Gerichte außerhalb der Bundeswehr oder Truppendienstgerichte irgendwann
sagen: Das ist eine zu harte Maßnahme. Wir werden trotzdem versuchen, diese
Soldaten aus der Bundeswehr zu entfernen.

Wir werden bei Soldaten, die oberhalb von vier Jahren in der Bundeswehr
sind, den ganzen Rechtsweg durch alle Instanzen beschreiten, notfalls bis
zum Bundesverwaltungsgericht und den höchsten Gerichten, sodass wir diese
Soldaten aus der Truppe entfernen. Das heißt, unser Ziel ist, die
Rechtsprechung zu ändern, die geltende Rechtsprechung nicht einfach
hinzunehmen, sondern jetzt Fälle und Argumente zu finden, die die geltende
Rechtsprechung verändern und dann sukzessive zu einer Praxis zu kommen,
dass Soldaten, die sich des Kindesmissbrauchs oder der Kinderpornografie
schuldig machen, nichts mehr in der Truppe verloren haben und unverzüglich
entfernt werden.

Ziel ist, die Soldatinnen und Soldaten in der Bundeswehr, von denen die
übergroße Mehrheit einen tadellosen, hervorragenden Dienst tut, davor zu
schützen, dass solche Mitsoldaten den Ruf der Bundeswehr und auch dieser
Soldaten in den Schmutz ziehen.

Freitag, 2. März 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. März 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/03/2018-03-02-regpk.html
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4299: Ja zur Großen Koalition, politischer Stillstand für Deutschland (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 4. März 2018

Ja zur Großen Koalition, politischer Stillstand für Deutschland



Mit den heutigen Ergebnissen der SPD-Mitgliederbefragung ist klar, dass die
Parteibasis sich für eine Neuauflage der Großen Koalition entschieden hat
und damit auch die Führungsriege der SPD im Kern bestätigt hat.

Dazu äußert sich die Sprecherin der Hamburger LINKEN und
Bundestagsabgeordnete Zaklin Nastic: "Das Ergebnis des
SPD-Mitgliederentscheids zeigt, dass scheinbar größere Teile der Basis
Befürchtungen über Folgen zu einem 'Nein' zur Großen Koalitionen hatten.
Angst ist und war aber noch nie ein guter Berater. Leider scheint damit
aber auch die Erneuerung der Sozialdemokratie bereits abgesagt bevor sie
begonnen hat. Mit Olaf Scholz wird ein Vertreter der Agenda-Politik à la
Gerhard Schröder die Schlüsselposition als Vizekanzler und Finanzminister
im Kabinett Merkel übernehmen. Damit wird es inhaltlich in den nächsten
Jahren leider ein 'weiter so' geben. Ein kalter Wind für soziale Themen
erwartet die Bundesrepublik. DIE LINKE wird für weiter soziale
Gerechtigkeit kämpfen und lädt alle ein mit uns gemeinsam für gute Löhne,
armutsfeste Renten, bezahlbaren Wohnraum und eine friedliche Außenpolitik
sich zu verbünden. Diese Themen hat die SPD bereits vor Jahren für die
Groko geopfert."

Der Landessprecher der Hamburger LINKEN David Stoop ergänzt: "Mit dem 'Ja'
zum Koalitionsvertrag ist die Erneuerung der SPD gescheitert. In der großen
Koalition wird sie ihre Politik der sozialen Entrechtung fortsetzen.
Diejenigen in der SPD, die sich für eine Abkehr von der unsozialen 
Agenda-Politik eingesetzt haben, müssen sich nun außerhalb der SPD Bündnispartner
suchen für eine Politik des sozialen Ausgleichs. Die Partei DIE LINKE hat
in ihrem Programm Eckpunkte einer solchen Politik festgehalten: die
angemessene Besteuerung von Reichtum, einen armutsfesten Mindestlohn und
eine sanktionsfreie Mindestsicherung, sowie eine solidarisch finanzierte
Gesundheitsversorgung für alle."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 4. März 2018

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de
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INNEN/3008: Ergebnis des Mitgliedervotums


SPD-Pressemitteilung vom 4. März 2018

Ergebnis des SPD-Mitgliedervotums

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD wurde von den Mitgliedern
der SPD angenommen.



Ergebnis des Mitgliedervotums:

Abgegebene Stimmen: 378.437 (78,39 %)

davon wirksam abgegeben: 363.494

von den wirksam abgegebenen

Stimmen ungültig: 561

Ja-Stimmen: 239.604 (66,02 %)

Nein-Stimmen: 123.329 (33,98 %)

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung 28/18 vom 4. März 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2239: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 6. bis 9. März 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 10. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

der 200. Geburtstag von Karl Marx am 5. Mai wirft seine Schatten voraus:
Seit gestern haben wir in unserem Online-Antiquariat eine neue Funktion:
Sie können sich nun mit einem Klick alle Bücher zum Thema Marx(ismus)
anzeigen lassen. Viel Spaß beim Stöbern!

Marx ist auch Thema unserer Busexkursion nach Hamburg am 7. April. Wir
haben nur noch 8 freie Plätze. Es wird also langsam knapp. Wer mitfahren
möchte, hat hier die Möglichkeit sich zu informieren bzw. anzumelden.
Neben Marx gibt es natürlich noch viele weitere Themen, denen wir
Veranstaltungen widmen. In der kommenden Woche z.B. diese hier:


Dienstag, 6. März 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Der Kampf für den Frieden - eine Frauensache?

Lesung aus: Clara Zetkin. Die Kriegsbriefe (1914-1918)

Mit: Marga Voigt (Herausgeberin der 2016 erschienenen Kriegsbriefe)

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 6. März 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Geschichte

6. März 1978 - Staat und Kirche in der DDR

Diskussion mit: Dr. Karsten Krampitz (Historiker, im aktuellen "Freitag"
erschien ein Artikel von ihm zum Thema: "1978: Friede den Altären"),
Rudi-Karl Pahnke (1972 bis 1982 Pfarrer in Berlin-Prenzlauer Berg mit
Kontakten zu oppositionellen Kreisen) und Wolfgang Rüddenklau (1986
Mitbegründer der Umweltbibliothek in der Zionskirche).

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 7. März 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Vielfalt sozialistischen Denkens

Trajektorien postmonetärer Vergesellschaftung: Eine Gesellschaft nach dem
Geld?

Referent: Dr. Hanno Pahl

Moderation: Dr. Frank Engster 

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Freitag, 9. März 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Extreme Rechte in Europa

Antikapitalismus von rechts? Querfront?

Wie umgehen mit der Diskurspiraterie von AfD und Neuer Rechter?

Mit den Autoren Richard Gebhardt ("Querfront"? Zur Kapitalismuskritik und
Diskurspiraterie der Neuen in Rechten, in: Das Argument, Nr. 323, 2017) und
Thomas Wagner ("Die Angstmacher. 1968 und die Neue Rechte")
diskutieren.

Moderation: Dr. Gerd Wiegel

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auch auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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MELDUNG/081: Arabische Religionsführer schaffen erstmals Plattform für sozialen Zusammenhalt (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 1. März 2018

Arabische Religionsführer schaffen erstmals Plattform für sozialen
Zusammenhalt



Ein "Interreligiöser Dialog für den Frieden: Die Förderung der friedlichen
Koexistenz und der gemeinsamen Bürgerschaft" in Wien am 26. Februar
formulierte den ersten gemeinsamen Aktionsplan für arabische
Religionsführer, der Wegweiser sein soll für die Überwindung von
Spaltungen, die Extremisten hervorgerufen haben, und für die
Wiederherstellung von sozialem Zusammenhalt und einer gemeinsamen
Bürgerschaft im arabischen Raum.

Die Plattform wird die erste ihrer Art für Führungspersonen der
christlichen und muslimischen Gemeinschaften in der Region sein und einen
Rahmen bieten, in dem sie zusammenarbeiten und gemeinsam das Wohl aller
Menschen in der Region fördern können. Religiöse Führungspersonen und
politische Entscheidungsträger halten eine solche Plattform für wichtig und
unbedingt erforderlich, ihr Fehlen sei eine Hürde und Hindernis für einen
nachhaltigen Dialog zwischen den Religionen.

Mehr als 200 führende Religionsvertreter, politische Entscheidungsträger,
Wissenschaftler und Vertreter internationaler und zivilgesellschaftlicher
Organisationen nahmen an der Konferenz in Wien teil, darunter führende
Vertreter des Päpstlichen Rates für den Interreligiösen Dialog, der
Islamischen Weltliga und der Evangelischen Kirche von Ägypten.

Organisiert worden war die Konferenz vom in Wien ansässigen Internationalen
KAICIID-Dialogzentrum; sie war ein Meilenstein in dessen Programm zur
Förderung von sozialem Zusammenhalt und einer friedlichen Koexistenz im
arabischen Raum.

Ökumenischer Patriarch hält Eröffnungsansprache

In seiner Eröffnungsansprache begrüßte der Ökumenische Patriarch, Seine
Allheiligkeit Bartholomäus I die Anwesenden und dankte all jenen, die für
dieses historische Vorhaben von weither angereist waren. "Es ist uns eine
außerordentlich große Freude, umgeben zu sein von so vielen unermüdlichen
Friedensstiftern, die diese Woche hier nach Wien gereist sind, um an dieser
Konferenz teilzunehmen und auf die zunehmenden Bedrohungen für die
Menschwürde, die Verständigung und das gegenseitige Verständnis, die
Offenheit und den Frieden in unserer heutigen Welt zu reagieren", sagte er.
"Möge unsere Arbeit hier in der unübersichtlichen und schwierigen Zeit
unserer Geschichte, in der wir leben, Früchte tragen."

Trotz des seit vielen Jahrzehnten geführten Kampfes für Menschenrechte
verabschiedeten Regierungen in der ganzen Welt immer noch wieder
diskriminierende Gesetze und wendeten Gewalt an, um das Recht ihrer
Bürgerinnen und Bürger auf Glaubens- und Religionsfreiheit zu unterdrücken
oder in Abrede zu stellen, erklärte Bartholomäus I.

"Im Laufe der letzten Jahre ist die Zahl der Länder weltweit, in denen
religiöse Minderheiten gesellschaftlich stark oder sehr stark angefeindet
werden, stetig gestiegen", sagte er weiter. "Die Lebensbedingungen in
vielen Teilen der Welt sind alles andere als ideal."

Der Beitrag, den Religionen bei der Überwindung dieser weltweiten Krise
leisten können, sei von zentraler Bedeutung und unentbehrlich, erklärte er
abschließend.

"Die Liebe übertrumpft alle menschlichen Fähigkeiten. Sie ist eine Gabe
Gottes", sagte er. "Wir sind daher zutiefst davon überzeugt, dass es weit
mehr bedarf als unsere spontane menschliche Reaktion, um sie zu
verwirklichen. Es bedarf sehr viel mehr als nur unseren einfachen Willen,
der Einladung Gottes zu folgen. Es setzt eine unser Leben lang andauernde
und fortgesetzte Reaktion voraus, Einsatzbereitschaft und Engagement im
Glauben, im Gebet und im geistigen Kampf - mit anderen Worten:
Einsatzbereitschaft und Engagement durch Religion."

Einleitende Worte zu der Veranstaltung wurden ebenfalls vorgetragen von S.
E. Faisal Bin Abdulrahman Bin Muaammar, KAICIID-Generalsekretär, S. E. Dr.
Michael Linhart, Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten der
Republik Österreich, S. E. Nizar Madani, Staatsminister für Auswärtige
Angelegenheiten des Königreichs Saudi-Arabien, S. E. Belén Alfaro,
Sonderbotschafter für die UN-Allianz der Zivilisationen und für
Interreligiösen Dialog, und S. E. Kardinal Jean-Louis Tauran, Präsident des
Päpstlichen Rates für den Interreligiösen Dialog.



Interreligiöser Dialog für den Frieden: Die Förderung der friedlichen
Koexistenz und der gemeinsamen Bürgerschaft:

https://www.kaiciid.org/live-stream-interreligious-dialogue-peace-promoting-peaceful-coexistence-and-common-citizenship 

(Livestream in englischer Sprache)

Arbeit des ÖRK zur Stärkung von Vertrauen und Respekt zwischen den
Religionen: 

http://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/staerkung-von-vertrauen-und-respekt-zwischen-den-religionen

 * 

Quelle:

Meldung vom 1. März 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06494: Das kleine Geheimnis des Damenbauern (SB)


Das Schachspiel sei ein Spiegel der Gesellschaft, befand der
Dominikanermönch Jacobus von Cessolis, und in diesem Sinne ein Abbild
der göttlichen Ordnung auf Erden. Kein Wunder also, daß er in seinem
Schach-Erbauungsbuch allen Figuren einen festen Platz im Heilsplan des
Schöpfers zuordnete. Die Offiziere stellten das Regiment der
herrschenden Schicht dar, und gebaut war diese Hierachie auf das
Fundament der bürgerlichen Stände, die durch die Bauern repräsentiert
wurden. Natürlich gab es auch weniger ehrenwerte, gar schimpfliche
Berufsstände, die mit der Position des Randbauern bedacht wurden.
Interessant ist nun, daß Jacobus dem Ärztestand eine besonders
tragende Funktion in diesem Bauern-Pantheon zugedachte. Seine
Erklärung, weshalb der Damenbauer die Ärzteschaft symbolisieren müsse,
ist, aus dem mittelalterlichen Geistesleben heraus verstanden, recht
naheliegend: "Damit man sieht, daß er Keuschheit besitzt. Wenn Ärzte
nämlich Krankheiten von Königinnen und anderen Frauen zu heilen haben,
ist es notwendig, daß sie sittenrein sind, wenn sie Verborgenes und
Schamhaftes untersuchen." Nun wird nicht jeder Spieler, der mit dem
Damenbauern zu eröffnen pflegt, dieses wissen. In Jacobus'
Gedankenwelt spiegelte sich eben der mittelalterliche Versuch wider,
die Hebammen aus dem Geschäft herauszudrängen. Im heutigen Rätsel der
Sphinx zog Alexander Aljechin mit dem Damenbauern und hatte
schließlich folgende Stellung herbeigeführt. Wer nun glaubt, daß sich
der spätere Weltmeister mit der simplen Fortsetzung 1.De2-f3 begnügte,
der irrt sehr. Also, Wanderer, welche elegante Siegeskombination fand
Aljechin statt dessen?






[image: SCHACH-SPHINX/06494: Das kleine Geheimnis des Damenbauern (SB)]



Aljechin - Blümich

Dresden 1926


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die grandiose Opferkombination hob mit 1...Dg3-e1+!! an und hatte das
Ziel im Auge, den weißen Turm auf das Feld e1 zu locken. Der Zweck
heiligt sogar ein Damenopfer, denn nach 2.Td1xe1 f3-f2+ 3.De7xe4
f2xe1D+ 4.Kh1-g2 De1xd2+ unterband nur die Kapitulation Salwes das
Mattsetzen des weißen Königs. Zum Matt geführt hätte auch 2.Sh2-f1 Tf6-
h6+ 3.Kh1-g1 f3-f2+ 4.Td2xf2 Th6-h1# Eine der schönsten Partien
Rubinsteins.



Erstveröffentlichung am 8. März 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/667: Schwergewicht - durch's Feuer gegangen ... (SB)




Deontay Wilder bezwingt Luis Ortiz nach hartem Kampf

Deontay Wilder hat den WBC-Titel im Schwergewicht erfolgreich
verteidigt. Der 32jährige Weltmeister aus Tuscaloosa in Alabama setzte
sich vor rund 14.000 Zuschauern im Barclays Center in Brooklyn in der
zehnten Runde gegen den sieben Jahre älteren Kubaner aus Miami durch.
Es war der bislang schwerste Kampf des Champions, der seine makellose
Bilanz auf 40 Siege ausbaute, bei denen er nur ein einziges Mal über
die volle Distanz gehen mußte. Da er Bermane Stiverne bei der Revanche
in der ersten Runde bezwungen hat, gibt es nach wie vor keinen
Rivalen, der gegen Wilder nicht vorzeitig verloren hat. Der zuvor
ebenfalls unbezwungene Ortiz mußte sich nach 28 Erfolgen erstmals
geschlagen geben.

In der Anfangsphase des mit hochgespannten Erwartungen befrachteten
Duells in New York passierte nicht viel, da die Kontrahenten so
vorsichtig zu Werke gingen, als fürchteten sie beide die berüchtigte
Schlagwirkung des Gegners. Insbesondere der Titelverteidiger zeigte
derart wenig Entschlossenheit, daß die Zuschauer von der dritten Runde
an ihrem Unmut lautstark Luft machten. Ortiz machte zu Beginn die
bessere Figur, da er etwas aktiver zu Werke ging und die klareren
Treffer landete. Das enttäuschende Bild änderte sich jedoch von Grund
auf, als Wilder den Kubaner gegen Ende der fünften Runde erstmals zu
Boden schickte.

Nun entfaltete sich ein spannender und phasenweise dramatischer Kampf.
Der in der Rechtsauslage boxende Ortiz kam kurz vor Ende der siebten
Runde mit einer wuchtigen Linken durch, die den Champion schwer
erschütterte und in die Seile zwang. Dort deckte ihn der
Herausforderer mit einem Hagel von Schlägen zu Kopf und Körper ein,
während Ringrichter David Fields das Geschehen mit größter
Aufmerksamkeit verfolgte, als wolle er den Kampf jeden Moment
abbrechen. Wilder rettete sich in die Pause und obwohl er auch in der
folgenden Runde immer noch angeschlagen wirkte, stellte er enorme
Nehmerqualitäten unter Beweis und blieb auf den Beinen. Ortiz
dominierte das Geschehen, wirkte aber nach dem vorangegangenen Ansturm
so erschöpft, als täusche er nur noch heftige Attacken vor.

Wilder wendete das Blatt, als er den Herausforderer in den letzten
Sekunden der neunten Runde mit einer gewaltigen Rechten traf und Ortiz
in die Ecke wankte. Kaum war der zehnte Durchgang eingeläutet, als der
Weltmeister auch schon über den Gegner herfiel und mit einem weiteren
Volltreffer ins Taumeln brachte. Der nächste Schlag ließ den Kubaner
zu Boden sacken, worauf er sich nur mühsam noch einmal erhob. Dies
schien ihn in die letzte Kraft gekostet zu haben, denn als er wieder
auf den Beinen stand, war er ein wehrloses Opfer des Champions, der
erneut auf ihn einschlug. Wenngleich viele Schläge ihr Ziel
verfehlten, kam Wilder doch mit einer Rechten durch, die Ortiz zum
dritten Mal in diesem Kampf auf die Bretter schickte, worauf der
Referee nach 2:05 Minuten der Runde auf Abbruch entschied. Der
Weltmeister lag zu diesem Zeitpunkt bei allen drei Punktrichtern knapp
in Front. [1]

Obwohl Deontay Wilder anfangs schlecht ausgesehen und in der siebten
Runde am Rande der Niederlage gestanden hatte, war sein letztendlicher
Erfolg gegen diesen gefährlichen Herausforderer doch ein klares Signal
an den Briten Anthony Joshua, alle Kritiker und die restliche
Konkurrenz. Joshua, der Weltmeister der Verbände WBA und IBF, trifft
am 31. März in Cardiff auf den Neuseeländer Joseph Parker, den
Champion der WBO. Der Sieger dieses Kampf hat also drei Titel
zusammengeführt, worauf es noch in diesem Jahr zum Duell mit Wilder
kommen könnte, aus dem erstmals seit vielen Jahren wieder ein
Weltmeister im Schwergewicht hervorgehen würde, der alle vier
maßgeblichen Gürtel in seinen Besitz gebracht hat.

Wie Wilder nach seinem Triumpf in Anspielung auf den Kampfnamen des
geschlagenen Gegners verkündete, habe ihm selbst "King Kong" nichts
anhaben können. Ein wahrer Champion finde stets einen Weg,
schwierigste Situationen zu meistern, und genau das habe er an diesem
Abend erfolgreich getan. Luis Ortiz sei ohne Frage ein technisch
hochklassiger Gegner und habe ihm einen phantastischen Kampf
geliefert. Der Kubaner habe dem Publikum eine hervorragende
Vorstellung geboten und könne erhobenen Hauptes die Arena verlassen.
Am Ende sei der Plan aufgegangen, ihn zu zermürben und schließlich
entscheidend zu treffen.

Luis Ortiz, dem um ein Haar die Sensation gelungen wäre, unterstrich
in einer ersten Stellungnahme, daß er in guter Verfassung sei. Er habe
den Sieg fast in Händen gehalten, doch Wilder sei vom Gong gerettet
worden. Er zolle dem Champion Respekt, der den Sturm ausgewettert
habe. In diesem Sport könne ein einziger Volltreffer alles
entscheiden. Es sei ein großartiger Kampf gewesen, in dem er eine gute
Vorstellung gegeben habe.

Wilders Promoter Lou DiBella räumte ein, daß dies gewiß nicht der
beste Auftritt seines Boxers gewesen sei. Er habe jedoch unerhörten
Kampfesmut bewiesen, sei durch das Feuer gegangen und habe den Gegner
auf die Bretter geschickt. Wilder sei ein wahrer Champion, der die
gefährlichsten Kontrahenten besiegen könne, und seine Schlagwirkung
suche ihresgleichen.

Der WBC-Weltmeister hat stets betont, daß er sich mit den besten
Gegnern messen wolle, und diese Absicht auch unter Beweis gestellt. Er
wollte im Mai 2016 in Moskau gegen Alexander Powetkin antreten, der
jedoch wenige Tage vor dem Kampf über einen Dopingtest stolperte.
Daraufhin beschloß Wilder, seinen Titel freiwillig gegen Luis Ortiz zu
verteidigen, der noch stärker als der Russe eingeschätzt wurde und
jahrelang von allen namhaften Rivalen gemieden worden war. Im November
2017 wurde jedoch dem Kubaner ein Dopingtest zum Verhängnis, so daß
auch dieser Kampf ins Wasser fiel. Damit hätte sich der Champion aus
der Affäre ziehen können, doch beharrte er auf diese Option, als Ortiz
wieder grünes Licht vom Verband WBC bekommen hatte.

Wie Wilder nun unterstrich, sei er ein großes Risiko eingegangen, um
aller Welt zu zeigen, daß ihm die Führungsposition im Schwergewicht
zustehe. Gemeinsam mit dem Kubaner habe er eine Vorstellung gegeben,
mit der die Fans in Brooklyn zufrieden sein könnten. Damit sei er
bereit, sich mit dem Sieger des Kampfs zwischen Joshua und Parker zu
messen, um die Titel zu vereinen. Er habe an diesem Abend in New York
demonstriert, daß er an der Spitze der Nahrungskette stehe. [2]

Während Wilder eine Börse von 2,1 Millionen Dollar erhält, fällt für
Luis Ortiz mit 500.000 Dollar erheblich weniger, aber immer noch gutes
Geld für einen Herausforderer ab. Allerdings geht es bei einem Kampf
gegen Anthony Joshua um eine ungleich höhere Summe, und Wilder dürfte
angesichts seines aktuellen Marktwerts Probleme bekommen, wenn er
nicht von seiner Forderung abrückt, die Einkünfte aus einem möglichen
Duell mit dem Briten je zur Hälfte zu teilen. Joshua ist derzeit die
größte finanzielle Zugnummer im Schwergewicht, und sein Promoter Eddie
Hearn sitzt in künftigen Verhandlungen mit Lou DiBella und Wilder
definitiv am längeren Hebel. Sollte es zu diesem Kampf kommen, wird
der US-Amerikaner vermutlich bei 30 Prozent abschneiden, aber dennoch
die mit Abstand höchste Gage seiner Karriere einstreichen. [3]

Hearn hatte Wilder 3 Millionen Dollar für einen Kampf gegen Dillian
Whyte angeboten, was der WBC-Weltmeister jedoch ausschlug. Er zog eine
geringere Börse bei erheblich höherem Risiko im Kampf gegen Luis Ortiz
vor, um damit seine Qualitäten und seinen ebenbürtigen Status unter
Beweis zu stellen. Will er sehr viel Geld verdienen, braucht er
Anthony Joshua. Umgekehrt ist das nur bedingt der Fall, da der Brite
auch gegen weniger prominente Gegner wie Eric Molina oder Carlos Takam
hohe Börsen eingefahren hat. Da aber auch Joshua den Anspruch erhebt,
der weltbeste Schwergewichtler zu sein, hat Deontay Wilder mit dem
hart erkämpften Sieg über Luis Ortiz ein Zeichen gesetzt, das
bedeutsamer als die höheren Einkünfte aus einem vergleichsweise
leichten Sieg über Whyte zu werten ist: Anthony Joshua kann ihm kaum
noch aus dem Weg gehen, ohne das Gesicht in den Augen des Boxpublikums
zu verlieren.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/deontay-wilder-vs-luis-ortiz-results/#more-258379

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/22639658/heavyweight-champion-deontay-wilder-knocks-luis-ortiz-10th-round-defend-title

[3] www.boxingnews24.com/2018/03/purses-deontay-wilder-2-1-million-luis-ortiz-500000/#more-258377
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INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





TRANSMITTER/279: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 02.03.2018 (Pabel-Moewig)


PERRY RHODAN-Infotransmitter 04/2018

2. März 2018



Liebe Leserinnen und Leser,

es ist wieder soweit, es ist Infotransmitter-Zeit!
Heute kommt Band 2950 offiziell in den Handel. "Der Sternenwanderer" ist ein Roman, den die
Autoren Uwe Anton und Christian Montillon gemeinsam verfasst haben. Hauptperson ist Atlan -
und seine Abenteuer in einer fremden Galaxis werden uns einige Romane lang beschäftigen.
Mehr könnt ihr hier nachlesen.

Aber auch sonst tut sich viel bei der größten Science-Fiction-Serie der Welt. Einige Beispiele will
ich euch heute nennen.

Am 6. April 2018 erscheint der Band 171 von PERRY RHODAN NEO. Damit wird auch eine
neue Handlungsstaffel eröffnet, sie trägt den Titel "Die Blues". Ich bin sicher, da werden viele
PERRY RHODAN-Fans aufhorchen! Konzipiert wurde die Staffel von Rüdiger Schäfer und
Rainer Schorm - sie bauen erneut auf ihren bisherigen Konzepten auf , die sie als "dritte
NEO-Epoche" betrachten. Weitere Infos haben wir hier zusammengefasst.

Bei unserer neuen Miniserie PERRY RHODAN-Olymp geht es auch rund - die Kritiken sind ja
bisher richtig gut ausgefallen. Diese Woche gaben wir die weiteren Titel bekannt. Unter den
Autoren sind Dietmar Schmidt und Olaf Brill. Weitere Infos und die Bestellmöglichkeiten gibt´s
hier.

Es gibt übrigens eine exklusive PERRY RHODAN-Kurzgeschichte zu Band 2950 - unser
Exposéautor Christian Montillon schrieb "Hinter dem Energievorhang". Es geht um den Agenten
Fitzgerald Klem - und dieser spielt ab Band 2950 als neue Figur in der PERRY RHODAN-Serie
mit. Die Kurzgeschichte ist also gewissermaßen ein "Teaser", und sie steht derzeit kostenlos auf
unserer Internet-Seite zur Verfügung.

Nun wünsche ich euch ein galaktisches Wochenende und viel Freude mit PERRY RHODAN
2950 "Der Sternenwanderer" von Uwe Anton / Christian Montillon - hier gibt's übrigens noch ein
Logbuch von Christian Montillon. In diesem erfahrt ihr mehr über Oliver Mäuser und seine Rolle
in diesem Roman ...

Ad Astra!

Eure Philine-Marie Rühmann

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle:
Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail- und
Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Postanschrift: Pabel-Moewig Verlag KG 

PERRY RHODAN-Kommunikation

Postfach 23 52, D-76413 Rastatt

E-Mail: infotransmitter@perryrhodan.net 

Internet: http://www.perry-rhodan.net

Verantwortlich: Philine-Marie Rühmann (v.i.S.d.P)

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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